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Wie lange will die Bundesregierung 
noch zögern, die NPD zu verbieten? 
Schon einmal wurde Willy Brandt — 
durch Adolf Hitler — aus Deutsch-
land vertrieben. Will er warten, bis 
sich das unter einem zweiten Adolf 
wiederholt? okolus

Rückkehr der CDU verhindern

IGM: Ungenutzte 
Kampfbereitschaft . . .

Fauler Stahlkompromiß . . . 

ÖTV fordert 13 bis 14 Prozent 

t-jj Zielprojektion
des DGB................................

NACHRICHTEN-Umfrage 
„Hilfreicher Druck" . . .

Man muß daran erinnern, daß der 
Bundeskanzler zu den Politikern ge-
hört, die nach den letzten Landtags-
wahlen das Ende der neonazistischen 
NPD verkündet hatten. In Würzburg 
aber stand der NPD-Vorsitzende 
Adolf von Thadden in der brüllenden 
Menge und forderte Brandt auf, das 
Land zu verlassen.
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------na ichten
ie recht jene halten, die davor warnten, die Gefahr des Neonazismus in 

■ ■ der Bundesrepublik zu verharmlosen, weil die Stimmen für die NPD bei 
den Landtagswahlen in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen unter der 
Fünf-Prozent-Grenze lagen, zeigen der verbrecherische Mordanschlag auf die 
Wache vor dem russischen Ehrenmal in Westberlin und der Aufmarsch des 
rechtsradikalen Mobs in Würzburg. Beide Provokationen haben die gleichen 
politischen Wurzeln und sind gegen den Versuch der Bundesregierung gerich-
tet, durch die Unterzeichnung des Gewallverzichlvertrages normale und freund-
schaftliche Verhältnisse zwischen der Sowjetunion und der Bundesrepublik 
herzuslellen. Seit Jahren schon haben die Gewerkschaften auf die sich ver-
schärfende Rechtsgefahr in der Bundesrepublik hingewiesen und immer wieder 
von der Bundesregierung Aktivität gegen den Rechtsradikalismus und das 
Verbot der neonazistischen NPD gefordert. In einem Artikel in der „Welt der 
Arbeit" zu den Würzburger Ausschreitungen wird festgestellt, daß es nicht 

genug ist, die rechtsradikalen Staats-
feinde mit dem Stimmzettel zu schla-
gen. Das ist durchaus richtig. Es ist 
selbstmörderisch, gegenüber dem 
Rechtsradikalismus, dem Todfeind der 
Demokratie, Toleranz zu üben. Man 
muß den Faschismus mit den gleichen 
Waffen treffen, mit denen Demokraten 
terrorisiert werden. In Würzburg schrie eine von ihren 

„Führern" aufgehetzte Menge wüste 
Morddrohungen gegen den Bundes-
kanzler und seinen Außenminister. 
„Bandt an die Wand" und „Hängt die 
Verräter" waren die Parolen jener, 
die sich in Würzburg zusammenrotte-
ten, um „das Vaterland vor den Kom-
munisten zu retten".

i
11
I iI

1 
s 
i I
I

n 
E
§
1
1 
g 
S 

•s
s

■ E 

E
S
I

I
1

Wer die Anfänge des Nazismus in 
Deutschland bewußt milerlebt hat, der 
kann nicht im unklaren sein, daß mit 
dem Verbot der NPD allein die Ge-
fahr des Rechtsradikalismus nicht ge- 

bannt wird. Es kommt daraul an, jene Kralle auszuschalten, die zwarnicht 
selbst in Westberlin geschossen und in Würzburg Mordparolengebrunthaben, 
deren Politik aber Gewalt und Mord erzeugt. Nadi einem Bendit d^"BPIEG 
gHb'heS, KdX°‘‘ddei Raji^h^^deni^MW-Vorstandsvorsüzencle^von 

Zuen^ -d CSU-Bundestagsabgeo^ Wollgang

Pohle sowie den Industrie-Managern Zahn. Pavel und Burkhardt das den

die
sdiw^ung

*k7a^^ der Großindustriellen von Kohle und

Stahl mit Hitler!
^„hieratischen Kräfte in der Bundesrepublik

nisten, christlichen und parteilosen Bundesrepublik abwehren. sr
des Rechtskartells auf die Demokratie in der ou



rung müsse verschwinden, damit der 
bracht werden könne.

Regierung muß entschlossen gegen Rechtskräfte auftreten 
Vertragsratifizierung und soziale Reformen nötig

Es muß mit allem Ernst darauf hin-
gewiesen werden: Hier liegen die 
eigentlichen Ursachen dafür, daß Sta-
bilität und Bestand der sozialdemokra-
tisch geführten Bundesregierung unter-
graben werden können.

Rückkehr der CDU verhindern!

Die Ansätze zu einer Politik der Ent-
spannung durch diese Bundesregie-
rung müssen erhalten bleiben. Das 
ist ein Lebensinteresse unserer Be-
völkerung. Dafür und um die drin-
gendsten Forderungen der arbeiten-
den Bevölkerung zu erfüllen, sind so-
fort energische Maßnahmen der Bun-
desregierung und der sozialdemokra-
tisch geführten Landesregierungen ge-
gen Preissteigerungen und Mietwu-
cher notwendig.

Was die soziale Demagogie der CDU/ 
CSU betrifft, kann man nicht ohne 
Sorge feststellen, daß Unterlassungen 
der Regierung auf wirtschaftlichem 
und sozialem Gebiet in großen Krei-
sen der arbeitenden Bevölkerung Un-
sicherheit und Unzufriedenheit her-
vorgerufen haben. Diese Regierung ist 
vor der Macht der großen Monopole 
zurückgewichen, hat ihnen die „Frei-
heit" gelassen, laufend die Preise zu 
erhöhen. Miet- und Bodenwucher wur-
den von dieser Regierung nicht be-
kämpft und nicht verhindert. Es kann 
jeder erkennen, daß die CDU/CSU es 
dadurch leichter hat, die Bevölkerung 
mit sozialer Demagogie zu verwirren.

Brandt und Scheel wissen selbst, daß 
die Eingliederung Westberlins in die 
Bundesrepublik und die Forderung 
nach Preisgabe souveräner Rechte uer 
DDR auf ihrem Territorium Forderun-
gen sind, die, so illusionär sie prak-
tisch auch sind, doch die reale Wir-
kung haben können, die Inkraftset-
zung des Moskauer Vertrages zu 
verhindern. Darum muß diese Regie-
rung sich von solchen Forderungen 
trennen. Sie sind in Wahrheit die 
gezückten Messer der Ultrareaktio-
näre, in die Brandt und Scheel hin-
einrennen sollen.

Hier soll einer Offensive gegen die 
Rechtskräfte das Wort geredet wer-
den. Dazu ist die Einheit der Ge-
werkschafter, Sozialdemokraten, Kom-
munisten und aller demokratischen 
Bürger erforderlich. In einer solchen 
einheitlichen Bewegung könnten auch 
die sozialdemokratisch geführten Re-
gierungen ihre positive Rolle spie-
len. Gemeinsam gilt es, der Hetze ge-
gen den Moskauer Vertrag enlgegen- 
zutreten, indem die Bedeutung des 
Vertrages für den Frieden dargelegt 
wird. Die Regierung selbst muß den 
Chauvinismus und Revanchismus, die 
dem Grundgesetz widersprechen, un-
terbinden. Die „Aktion Widerstand" 
muß verboten werden. Die NPD ist 
aufzulösen.

einschüchtern läßt und selbst in die 
illusionäre Forderung einstimmt, vor 
der Ratifizierung des Vertrages müsse 
eine sogenannte befriedigende Lösung 
der Westberlin-Frage erreicht werden.

Die Gewerkschaften haben für einen 
derartigen gemeinsamen Kampf des 
Volkes mit der Regierung gegen 
rechts gute Forderungen in der Er-
klärung des DGB vom 22. Oktober 
1969 und bedingt auch in der neuen 
Zielprojektion bis 1975 formuliert. Die 
Regierung in Bonn sollte bedenken, 
daß sie nur gestützt auf das Volk und 
im Kampf gegen rechts wird existieren 
können. Möge sie die Wahrheit sehen, 
daß Untätigkeit ihr Untergang ist. Der 
Kampf ist unausweichlich: Der Feind 
steht rechts! Josef Ledwohn
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Mit einer gekauften Mehrheit im Bun-
destag möchte Strauß regieren. Das 
wäre in der Tat ein schwerer Rück-
schlag für die Arbeiter und alle de-
mokratischen Bürger. Es darf keinen 
Zweifel darüber geben: Es besteht die 
Gefahr, daß die äußerste Reaktion, 
die schlimmsten Scharfmacher zur Re-
gierungsmacht kommen. Das Resultat 
wäre noch mehr Rüstung, noch mehr 
Macht für das Großkapital, Verschär-
fung der internationalen Spannungen 
und im Inneren die mögliche Not-
standsdiktatur mit Strauß an der 
Spitze.

Den Vertrag ratifizieren, schnell und 
ohne Vorbedingungen ratifizieren, 
würde die Position dieser Regierung 
gegen das Rechtskartell stabilisieren. 
Das Dilemma der Regierung in dieser 
Frage besteht aber darin, daß sie sich 
noch weitgehend von Leuten wie Gut-
tenberg, Barzel, Strauß und Hupka
2

Regierung und Bevölkerung sind ge-
meinsam stark genug, gegen die 
Macht der Monopole, gegen die Macht 
der kapitalistischen Grundbesitzer 
und Besitzer von Wohnungsgroßkom-
plexen einen Preis- und Mietstopp 
durchzusetzen. In einer solchen Aus-
einandersetzung würde das arbeitende 
Volk selbst erfahren, daß die Gegner 
des Moskauer Vertrages zugleich auch 
die schärfsten Feinde ihrer sozialen 
Forderungen sind. Damit würde so-
wohl die chauvinistische Hetze wie 
auch die soziale Demagogie der 
Rechtsfront von Thadden bis Barzel 
zerschlagen werden können. So kann 
man diesen gefährlichen politischen 
Abenteurern den Boden entziehen und 
die Gefahr beseitigen, daß sie die Re-
gierung Brandt/Scheel stürzen können.

Noch erhalten die Hilfstruppen der 
CDU/CSU, die sogenannten Vertrie- 
benenorganisationen, aus Steuergel-
dern im Jahr 40 Millionen Mark. Diese 
Mittel sind zu streichen. Durch solche 
Maßnahmen könnte schon die Flut der 
reaktionären neofaschistischen Ver-
leumdungen eingedämmt werden. Die 
Bundesregierung und die Mehrheit 
des Volkes könnten dabei zusammen-
stehen.

Begleitet ist diese chauvinistische 
Hetze gegen die jetzige Regierung 
von einer hemmungslosen sozialen 
Demagogie. Mieten und Preise, von 
den Großkapitalisten in die Höhe ge-
trieben, werden der Regierung ange-
lastet. So glaubt man, die politischen 
Grundlagen der Regierung zerstören 
zu können. Der Koalitionspartner der 
SPD, die FDP, wird unter Drude ge-
setzt, Abgeordnete dieser Partei wer-
den abgeworben (große Geldbeträge 
werden in diesem Zusammenhang ge-
nannt), um auch die parlamentarische 
Mehrheit zugunsten der CDU/CSU zu 
verfälschen.

Der skrupellose, machtbesessene Franz-Josef Strauß, der ehrgeizige Routine-
politiker Barzel und der blasierte Ex-Nazi Kiesinger rufen zum Sturz der Re-
gierung Brandt/Scheel auf. Diese Leute, die 20 Jahre die Regierungsmacht aus-
übten und die Bundesrepublik zum großkapitalistischen, hochindustrialisierten 
Militärstaat machten, wollen — koste es was es wolle — wieder selbst die 
Regierungsmacht in Bonn übernehmen. Wegen des Moskauer Vertrages wird 
Kanzler Brandt der Preisgabe nationaler Interessen beschimpft; diese Regie- 

Moskauer Vertrag zum Scheitern ge-

Darum ist es auch vom Standpunkt 
eines Gewerkschafters nicht gleich-
gültig, wer in Bonn regiert. Der DGB 
hat den Moskauer Vertrag sofort als 
einen Schritt zur Entspannung be-
grüßt und die richtige Forderung ge-
stellt, jetzt die Rüstungsausgaben er-
heblich zu kürzen. Damit hat der 
DGB die politische Haltung der er-
drückenden Mehrheit der Arbeiter und 
Angestellten zu diesem wichtigen 
Vertrag zum Ausdruck gebracht. Die 
Stärke der Regierung Brandt/Scheel 
gegenüber der CDU/CSU, den extre-
men Rechtskräften, ist gerade dieser 
Vertrag, der ein neues Verhältnis zur 
Sowjetunion und allen sozialistischen 
Staaten einleiten kann.

Ratifizierung des Moskauer Vertrages, 
ohne Wenn und Aber durch den Bun-
destag, Unterstützung einer euro-
päischen Sicherheitskonferenz und 
Aufnahme beider deutschen Staaten 
in die UNO könnten für eine Volksbe-
wegung gegen rechts realisierbare 
außenpolitische Ziele sein. Das sind 
demokratische nationale Aufgaben, die 
dem Chauvinismus von rechts entge-
gengestellt werden sollten. Damit 
würde das Ansehen der BRD in der 
Welt erhöht.



Hessen-Wahl eine Warnung Unionstag
SPD-Verluste, aber CDU erreichte ihr Ziel nicht

::
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rechtsradikaler

Von den Vertrauensleuten sind 83 296 
Arbeiter, 5684 Arbeiterinnen, 12 941 
männliche und 1486 weibliche Ange-
stellte. 2487 Vertrauensleute sind Aus-
länder gegenüber nur 642 im Jahre 
1967. Gleichzeitig als Betriebsratsmit- 

, glieder tätig sind 24 349 Vertrauens-
leute.

Tatsache aus, daß die CDU in Hessen 
das Schwergewicht ihrer Wahlpropa-
ganda im Angriff auf die Ostpolitik 
der Bonner Regierung —und vornehm-
lich auf den Moskauer Vertrag — 
sah, ist die Ostpolitik der Regierung 
Brandt/Scheel von der Mehrheit der 
Wähler in Hessen bestätigt worden.

SPD 
CDU 
FDP

IGM hat über 100 000 
Vertrauensleute in Betrieben

Dio DFU warnte vor der Aktivität der 
rechten Kräfte in der Bundesrepublik 
und orientierte auf deren konsequente 
Bekämpfung. - eg -
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Auf diese Weise will die Deutsche 
Friedensunion gewährleisten, daß die 
Probleme der arbeitenden Bevölke-
rn ncy stärker in ihrer praktischen Poli-
tik berücksichtigt werden.

Unter dem Leitsatz: „Den Moskauer 
Vertrag ratifizieren — den Angriff 
von rechts zurückweisen" stand der 
5. ordentliche Unionstag der Deut-
schen Friedensunion in der Mülhei-
mer Stadthalle. Vor 261 Delegierten 
und zahlreichen Gästen betonte das 
Mitglied des Direktoriums Graf von 
Westphalen in seiner Begrüßungsan-
sprache, daß die DFU den Gedanken 
der friedlichen Koexistenz vor zehn 
Jahren zur Grundlage ihrer Politik 
gemacht habe und jetzt ihre Bestäti-
gung in dem Moskauer Vertrag sehe.
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Tm einzelnen beschloß der Unionstaa. 
den DFU-Bundesvorstand u. a zu be- 
auf tragen. eine Konferenz durchzu-
führen, um die Gefahren aufzuzeiaen. 
die von der militärisch-industriellen 
Machtkonzentration in den westlichen 
Industrieländern für die euronäische 
Sicherheit ausnehen. Damit soll das 
Verständnis für die Durchführuna ei-
ner europäischen Sicherheitskonferenz 
oefördert werden. Neben der Einset-
zung einer Reihe von politischen 
Kommissionen wurde mit dem Hin-
weis auf die Bedeutung der Gewerk-
schaften für die Neuordnung von 
Wirtschaft und Gesellschaft auch die 
Einsetzung einer Kommission für Ge-
werkschaftsfragen beschlossen.

Die CDU hat gegenüber der Landtags-
wahl 1966 erheblich an Stimmen ge-
wonnen, im Verhältnis zur letzten 
Bundestagswahl jedoch ist ihr Wahl-
erfolg mit plus 1,5 Prozent bescheiden. 
Während die Stimmen, die der SPD 
verlorengingen, offensichtlich zu einem 
erheblichen Teil der FDP zugutege-
kommen sind, hat die CDU ihren 
Stimmenzuwadis seit der Landtags-
wahl 1966 den ehemaligen NPD- und 
BHE-Wählern zu verdanken. Die NPn 
zieht nicht mehr in den Landtag ein 
und hat gegenüber der Landtagswahl 
1966 6 Prozent Wählerstimmen an die 
CDU abgeben müssen. Die 4,2 Prozent 
BHE-Wähler sind sicher an die CDU 
'■•»rangen, nachdem der BHE offen auf-
gefordert hatte, CDU zu wählen.

Die DKP, die sich nach dem Verbot 
der KPD zum erstenmal in Hessen 
wieder als kommunistische Partei in 
einem Wahlkampf gestellt hat, er-
reichte, wie nicht anders zu erwarten, 
mit 36 700 Stimmen oder 1,2 Prozent 
nur einen Achtungserfolg.

53 Sitze 
46 Sitze 
11 Sitze

Da sich die FDP schon vor der Wahl 
offen für eine Koalition mit der SPD 
in Hessen ausgesprochen hatte, wird 
die SPD unter dem Ministerpräsiden-
ten Osswald weiterhin die Politik in 
Hessen bestimmen. Der nicht uner-
hebliche Verlust an Wahlstimmen wird 
aber die SPD zwingen, Überlegungen 
anzustellen über die Ursachen dieses 
Positionsverlustes. Sie wird sich auch 
mit dem Koalitionspartner für eine 
sozial fortschrittliche Politik entschei-
den müssen, wenn sie den Stimmen-
verlust aus der Landtagswahl 1970 in 
der jetzt beginnenden Legislatur-
periode des hessischen Landtags wie-
dergutmachen will. sr

Die mit Spannung erwarteten Land-
tagswahlen in Hessen, insofern als 
Testwahlen gewertet, als sie Aus-
kunft über die Stabilität der Bonner 
Koalition von SPD und FDP geben 
sollten, sind entschieden. Das strate-
gische Ziel der CDU, über die Hessen-
wahlen die Bundesregierung Brandt/ 
Scheel aus dem Sattel zu heben, wurde 
nicht erreicht. Der Koalitionspartner 
der SPD, die FDP, konnte von der 
CDU nicht aus dem Landtag „hinaus-
katapultiert" werden. Sie hat sich mit 
einem geringen Stimmengewinn be-
hauptet.

In einem von Lorenz Knorr vorgeleg-
ten und erläuterten „Kölner Aufruf 
der DFU“ heißt es: „Als Grundlage 
der friedlichen Koexistenz eröffnet der 
Moskauer Vertrag volle Handlungs-
freiheit für eine Friedenspolitik der 
Bundesregierung. Die vereinbarte Zu-
sammenarbeit kann unserem Lande 
große Möglichkeiten erschließen, seine 
wissenschaftliche, technische und -wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit zweck-
mäßiger zu nutzen, sich aus der wirt-
schaftlichen Umklammerung durch das 
amerikanische Großkapital zu be-
freien, und die technologische Lücke 
schneller zu schließen.'

Immerhin haben noch 3 Prozent Wäh-
ler in Hessen NPD gewählt, und auch 
hier ist zu sagen, daß das Ausschei-
den der NPD aus dem Landtag sich 
zwar optisch gut macht, aber keines-
wegs einen Rückgang des Rechtsradi-
kalismus bedeutet. Im Gegenteil: Der 
scharfe Rechtskurs der CDU bedeutet, 
daß diese Partei zum Sammelbecken 
konservativer und 
Kräfte geworden ist.

Die IG Metall hat jetzt die Schlußaus-
wertung der Vertrauensleutewahl 1970 
in der Metallindustrie vorgelegt. Da-
nach hat sich die Zahl der gewählten 
gewerkschaftlichen Vertrauensleute 
gegenüber der Wahl 1967 von 88 001 
um 15 406 auf 103 407 erhöht. In den 
von der Wahl erfaßten 5483 Betrieben 
arbeiten fast 3,5 Millionen Beschäf-
tigte; davon sind rund 1,6 Millionen 
in der IG Metall. Das entspricht einem 
Organisationsgrad von 46,3 Prozent.
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Aufschlußreich sind auch die Angaben 
der IG Metall zum gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad in den Branchen. 
Den höchsten Organisationsgrad hat 
die Eisen- und Stahlindustrie mit 75,9 
Prozent; dann folgen der Schiffbau 
mit 58,7, die Gießereiindustrie mit 
57,1, die Fahr- und Luftfahrzeugindu-
strie mit 55,9, Kaltwalzwerke und 
Stahlverformung mit 49,5, die NE-Me-
tallindustrie mit 48,1, der Maschinen-
bau mit 47,6, der Stahlbau mit 42,2, 
die Eisen-, Blech- und Metallwaren-
industrie mit 40,9, die feinmechanische, 
optische und Uhrenindustrie mit 39, 
das Metallhandwerk mit 35,6 und 
schließlich die Elektroindustrie mit 
nur 27,8 Prozent der Beschäftigten.
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Das Direktionsmitglied Arno Behrisch 
sagte in seinem einleitenden Referat, 
daß von dem 12. August 1970, dem 
Tag, an dem der Vertrag unterschrie-
ben wurde, „eine neue Epoche in der 
Geschichte Europas ausgehen" könne. 
Er sprach ferner die Hoffnung der 
DFU-Mitglieder aus, daß aller Vor-
aussicht nach noch in diesem Jahr 
Verhandlungen zwischen den beiden 
deutschen Regierungen fortgeführt 
werden könnten mit dem Ziel, nor-
male Beziehungen zwischen den bei-
den deutschen Staaten herzustellen.

Nach dem Wahlergebnis ergibt sich 
folgende Sitzverteilung im hessischen 
Landtag:

Obwohl die SPD, wie allgemein er-
wartet, über 5 Prozent an Stimmen 
verloren hat, und damit auch ihre ab-
solute Mehrheit im Landtag, konnte 
die Bonner Koalition einen Stimmen-
gewinn erzielen. Geht man von der



Ungenutzte Kampfbereitschaft
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Es waren diese betrieblichen Streiks, 
die die 7-Prozent-Provokation der Un-
ternehmer vom Tisch fegten. Schon die

15 Prozent
für Holzarbeiter gefordert

Tarifbewegung in der Metallindustrie mit groben Mängeln 
Unterschiedliche Ergebnisse unterhalb der Ausgangsforderung

In der vorigen Ausgabe der NACH-
RICHTEN schrieben wir, daß es noch 
Zeit sei, in Nordrhein-Westfalen, Ba-
den-Württemberg, Bayern und ande-
ren Tarifbezirken die Lehren aus dem 
hessischen 10-Prozent-Abschluß zu zie-
hen. Einen Monat später können wir 
bei Redaktionsschluß dieser Ausgabe 
schon ein gewisses Fazit geben:

13,5 Prozent für Beschäftigte 
bei ESSO und BP

Die Gewerkschaft Holz und Kunststoff 
hat in einigen Tarifgebieten die Be-
wegung für höhere Löhne und Gehäl-
ter für die Beschäftigten in der Holz-
industrie eröffnet und eine Zulage 
von 15 Prozent verlangt. Gleichzei-
tig beschloß der tarifpolitische Aus-
schuß der Gewerkschaft, überall dort, 
wo er noch nicht vereinbart wurde, 
einen bezahlten Bildungsurlaub zu for-
dern.

Da gibt es den hessischen Abschluß 
mit einer lOprozentigen Lohn- und Ge-
haltserhöhung und einer Erhöhung 
der Leistungszulage um 2,5 Prozent. 
Eine ganze Reihe von Tarifbezirken 
ist diesem völlig unbefriedigenden 
Beispiel gefolgt. Bemerkenswert ist, 
daß in diesen Tarifbezirken die Ge-
werkschaftsmitglieder nicht um ihre 
Meinung befragt wurden. Lediglich 
bei den Klöckner-Werken in Bremen 
fand eine Urabstimmung statt. Dort 
sprach sich nur eine knappe Mehrheit 
für den dürftigen Kompromiß aus. 
Man kann mit Fug und Recht saaen, 
daß in diesen Tarifbezirken die Prin-
zipien einer aktiven Lohnpolitik mit 
Füßen getreten wurden, da die Mit-
gliedschaft in der entscheidenden Pha-
se der Auseinandersetzung weitge-
hend ausgeschaltet war.

gebnis nur eine hauchdünne Mehr-
heit. Ein erheblicher Teil der Kom-
mission beteiligte sich dabei noch 
nicht einmal mehr an der Abstim-
mung.

Wie bei keiner anderen Lohnbewegung zuvor haben die Arbeiter und Ange-
stellten der Metallindustrie in zahlreichen betrieblichen Streiks gezeigt, daß 
sie bereit sind, in offener Konfrontation mit den Unternehmern ihre berech-
tigten und erfüllbaren Forderungen durchzuselzen. Aus der Erkenntnis, daß 
den Unternehmern nur dann der Profit beschnitten werden kann, wenn diese 
die Kampfbereitschaft der Arbeiterklasse spüren, nahmen rund eine halbe 
Million Arbeiter und Angestellte an betrieblichen Kampfaktionen teil. Sie 
haben zweifellos die richtigen Lehren aus den Septemberstreiks 1969 gezogen.

In Nordrhein-Westfalen wurde von 
der Gewerkschaft das völlig unzurei-
chende Schlichtungsangebot (10 Pro-
zent) abgelehnt und eine Urabstim-
mung angesetzt. Bevor aber die Ar-
beiter und Angestellten befragt wer-
den konnten, verhandelte die IG Me-
tall wiederum mit Unternehmern und 
Landesregierung. Unter der Federfüh-
rung von Arbeitsminister Figgen wur-
de ein Ergebnis von 11 Prozent aus-
gehandelt. Dabei ist noch zu vermer-
ken, daß in Nordrhein-Westfalen im 
Unterschied zu anderen Tarifbezirken 
keine Nebenforderungen zur Diskus-
sion standen. Schon in der Großen 
Tarifkommision gab es für dieses Er-

Auch die weiteren Vereinbarungen 
sind bemerkenswerte Erfolge der Ge-
werkschaft. Bei der ESSO: Erhöhung 
des tariflichen Urlaubsgeldes ab 
Januar 1971 von 350 auf 450 DM, 
Nichtanrechnung der Samstage als Ur-
laubstage, tarifvertraglich gesicherte 
Zahlung eines 13. Monatseinkommens. 
— Bei der BP: Erhöhung des zusätz-
lichen Urlaubsgeldes von 350 auf 450 
DM ab 1. Januar 1971, monatliche 
Sparförderung von 26 DM, keine Lohn-
kürzungen mehr für Arbeiter, die das 
50. Lebensjahr vollendet haben und 
zehn Jahre in der Firma arbeiten.
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Ankündigung einer Urabstimmung in 
Nordrhein-Westfalen zwang die Un-
ternehmer zu neuen Zugeständnissen. 
Dennoch kann man feststellen, daß 
die in der überwiegenden Mehrheit 
der Bezirke erreichten Ergebnisse nicht 
unerheblich hinter den vorhandenen 
Möglichkeiten zurückblieben. Unter 
den Gewerkschaftern macht sich an 
Stelle der Zufriedenheit mit dem er-
reichten Ergebnis Unzufriedenheit und 
mancherorts sogar Unmut breit.

Für die Arbeiter der BP Benzin und 
Petroleum in der Bundesrepublik hat 
die IG Chemie-Papier-Keramik eine 
Erhöhung der Löhne um 13,5 Prozent 
durchgesetzt, ebenso für die Arbeiter 
und Angestellten der ESSO-AG. Die 
Gehaltsverhandlungen für die Ange-
stellten der BP sollen im ersten Halb-
jahr 1971 aufgenommen werden. Die 
Erhöhung der Löhne bzw. Gehälter 
bei den beiden großen Mineralöl-
gesellschaften erfolgte jeweils auf 
vorweg kostenneutral angehobene 
Tarifsätze, und zwar bei der ESSO 
um 1,5 Prozent und bei BP um 10 DM 
wöchentlich in den Gruppen 1 bis 7.

Das Abstimmungsergebnis zeigt, daß 
die Arbeiter und Angestellten ange-
sichts der Gewinnexplosion und der 
inflationären Tendenzen nicht mehr 
bereit sind, sich mit einigen Brosamen 
abzufinden. Sie wollen, daß sie an der 
innergewerkschaftlichen Meinungsbil-
dung und Entscheidung beteiligt wer-
den. Ein Abschluß, der mit 10 oder 
auch 11 Prozent so weit von der ge-
werkschaftlichen Ausgangsforderung 
von 15 Prozent entfernt liegt, wird 
den Notwendigkeiten nicht im ent-
ferntesten gerecht. Ein befriedigendes 
Ergebnis liegt erst dann vor, wenn die-
se Ausgangsforderung erreicht wird 
oder ihr doch weitestgehend entspro-
chen wird.

Es bleibt unverständlich, wie Otto 
Brenner zu der Meinung kommen 
konnte, daß die zuständigen Gremien 
der IG Metall sich für die Annahme 
des Gesprächsergebnisses eingesetzt 
hätten, „weil durch den Vermittlungs-
vorschlag des Arbeitsministers Fig-
gen die IG-Metall-Forderungen nahe-
zu erreicht würden. Die Metallgewerk-
schafter waren aber ganz anderer Auf-
fassung als ihr Vorsitzender und le-
diglich ganze 33 Prozent sprachen sich 
für den 11-Prozent-Kompromiß aus. 
Hätte die IG Metall das ungenügende 
Ergebnis zurückgewiesen und die Ar-
beiter befragt, ob sie für die ursprüng-
liche 15-Prozent-Forderung kämpfen 
wollten, dann wäre dafür ein eindeu-
tiges Votum sicher gewesen. Ein sol-
ches Verhalten hätte das Ansehen 
der IG Metall gestärkt und gezeigt, 
daß die Gewerkschaft nicht nur in 
Worten, sondern in der Tat die rich-
tigen Lehren aus den Septemberstreiks 
von 1969 gezogen hat.

In Hessen und auch in Nordrhein- 
Westfalen wurde offensichtlich, wie 
falsch und schädlich es für die Ge-
werkschaft ist, aus Rücksicht auf Land-
tagswahlen, SPD-Landesregierungen 
und die Orientierungshilfen der kon-
zertierten Aktion sich nicht entschlos-
sen genug für die Belange der Arbei-
ter und Angestellten einzusetzen und 
deren Interessen zum alleinigen Maß-
stab des Handeln zu machen.

Den Erfordernissen einer aktiven 
Lohnpolitik wurde bisher in zwei Ta-
rifbezirken Württemberg-Badens am 
ehesten entsprochen. Dort haben die 
Unternehmer ein Schlichtungsangebot 
in Höhe von 12 bzw. 12,6 Prozent und 
eine Erhöhung der Leistungszulage 
auf 15 Prozent abgelehnt. Die IG Me-
tall rief in Nordwürttemberg-Nordba- 
den die Metallarbeiter auf, darüber 
abzustimmen, ob sie für eine 15pro- 
zentige Lohnerhöhung plus Nebenfor-
derungen bereit wären, mit allen ge-
werkschaftlichen Mitteln einschließlich 
des Streiks zu kämpfen. 92,31 Prozent 
der Abstimmenden sprachen sich für 
den Arbeitskampf aus. Das ist das 
bisher beste Ergebnis, das in einer
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Fauler Stahl-Kompromiß

■

Fast 6 Milliarden DM Dividende

E

§
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Daß die Stahlindustriellen ohne wei-
teres in der Lage sind, die gewerk-
schaftlichen Forderungen voll zu erfül-
len, beweisen u. a. die Ho es ch-Hütten-
werke, die neben der schon werks-
eigen getroffenen Anhebung der Son-
derzahlung auf 100 Prozent in. einer 
weiteren Abmachung zusätzlich 25 Pro-
zent eines Monatsverdienstes zahlen. 
Daneben gibt es eine Anzahl von Be-
triebsabteilungen und Arbeitsgruppen, 
denen praktizierte Kampfbereitschaft 
Verdienstaufbesserungen weit über 
die allgemeinen 10 Prozent hinaus 
eingetragen hat.

§
■

§

-

Das Ergebnis der Lohnrunde ‘70 kann 
man nur im Zusammenhang mit der 
realen Lage der Stahlindustrie werten. 
Das aber bedeutet, es an den schon 
seit Anfang 1968 explodierenden Un-
ternehmergewinnen zu messen. Die 
eisenschaffende Industrie hat profit-
mäßig die besten Jahre nach dem 
Kriege erlebt. Dem steht gleichzeitig 
eine kostenneutrale und bescheidene 
Lohnpolitik der IG Metall seit 1967/68 
gegenüber.

Die Marschroute der Stahlindustriellen 
war, koste es, was es wolle, unter kei-
nen Umständen Lohn- und Gehalts-
zugeständnisse über 10 Prozent hin-
aus zu machen. Sie glaubten, die Zeit 
sei gekommen, die Niederlage vom 
Herbst 1969 wettzumachen. Innenpoli-
tisch haben sich die Rechtskräfte zu-
sammen mit den Stahlindustriellen 
das Ziel gesetzt, weitere Preissteige-

Die seit einem Jahr kündbare Schlich-
tungsvereinbarung der Metallindustrie 
sollte daher unverzüglich gekündigt 
und nicht mehr erneuert werden.

Das Ergebnis der Tarifbewegung in der Stahlindustrie lautet: Lohn- und Ge-
haltserhöhung um 10 Prozent, Erhöhung des Basisfaktors von 2 Pfennig auf 
2,4 Pfennig und Anhebung der jährlichen Sonderzahlung von bisher 75 auf 
100 Prozent eines Monatsverdienstes. Dieser Tarifvertrag trat am 1. Okto-
ber 1970 in Kraft und gilt 12 Monate. Ursprünglich waren von der IG Metall 
Lohn- und Gehaltserhöhungen von 15 Prozent, ohne jede Nebenforderung, ver-
langt worden. Das Ergebnis ist völlig unbefriedigend.

Nur 10 Prozent Lohnerhöhung — Kampfkraft nicht genutzt 
Das 13. Monatseinkommen wurde tariflich gesichert

rungen und Unsicherheit des Arbeits-
platzes als Folge der Lohnforderungen 
zu propagieren, um so die sozialen 
Spannungen auf die Spitze zu treiben 
mit dem Ziel, die Gewerkschaften und 
ihre berechtigten Forderungen in der 
Öffentlichkeit zu diffamieren.

Bis Ende Juli 1970 hatten 2058 Aktien-
gesellschaften mit einem Grundkapital 
von 50,4 Milliarden Mark an ihre Ak-
tionäre Gewinne in Höhe von ins-
gesamt 5,9 Milliarden Mark ausge-
schüttet. Damit stieg die Dividen-
densumme im Vergleich zum Vorjahr 
um 1,2 Milliarden Mark.
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Der Verlauf der diesjährigen Lohn-
bewegung in der Metallindustrie zeigt, 
daß die besten Ergebnisse dort er-
zielt wurden, wo es gelingt, die Ge-
werkschaftsmitglieder und darüber 
hinaus viele Arbeiter und Angestell-
te zu mobilisieren und diese potente 
Kampfkraft auch in der Auseinander-
setzung wirksam werden zu lassen.

Es widerspricht den Prinzipien einer 
aktiven Lohnpolitik, wenn durch 
Schlichtungsvereinbarungen oder 
durch selbsternannte politische Schlich-
ter diese Kampfkraft geschwächt oder 
gar gelähmt wird. Für die Gewerk-
schafter kommt dann ein schlechteres 
Ergebnis heraus, als bei Ausschöpfung 
aller Möglichkeiten durchsetzbar ge-
wesen wäre. Schlichtung, in welcher 
Form auch immer, nützt den Unter-
nehmern und schadet den Gewerk-
schaften.

Aber auch dort wurde, wie in Nord-
rhein-Westfalen, die Landesregierung 
aktiv, um durch eine politische Schlich-
tung die IG Metall um den vollen Er-
folg ihres Kampfes zu bringen. Im 
Ergebnis dieses politischen Schlich-
tungsverfahrens erhalten die Metall-
arbeiter in Nordwürttemberg und 
Nordbaden mit einer 12,2prozentigen 
Lohnerhöhung mehr, als der ursprüng-
lich von den Unternehmern abgelehn-
te Schiedsspruch vorsah. Das erzielte 
Ergebnis liegt um 2,2 Prozent höher 
als in Hessen und ist damit auch der 
Ausgangsforderung der IG Metall nä-
her. Wenn auch in Nordwürttemberg 
und Nordbaden sicher noch mehr drin 
gewesen wäre, so ist das erreichte Er-
gebnis zweifellos als ein Erfolg der 
Kampfbereitschaft der Metallarbeiter 
zu werten. Für die künftigen Lohn-
auseinandersetzungen sollten Lehren 
gezogen werden, damit die negativen 
Erfahrungen mit der Schlichtung ver-
mieden werden können.

In der IG Metall sollte nach dem Ab-
schluß dieser Lohnbewegung eine ge-
wissenhafte und selbstkritische Aus-
wertung erfolgen. Dabei gilt es die 
Folgerung zu ziehen, daß künftig 
ein stärkerer Einsatz der Kampfbereit-
schaft der Kollegen und eine demo-
kratischere Berücksichtigung ihrer 
Meinung zu erfolgen hat.

H. Bramkamp
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Im Interesse der Stärkung der IG Me-
tall wird es sicherlich notwendig sein, 
die nach den Septemberstreiks begon-
nene Diskussion über eine wirksame 
gewerkschaftliche Lohnpolitik und 
eine Ausweitung der innergewerk-
schaftlichen Demokratie fortzusetzen.

Heinz Schäfer

Hier liegt der wiederholte Beweis, 
daß Lohnfragen Machtfragen sind. 
Wenn auch die Lohnbewegung 1970 
in der Eisen- und Stahlindustrie, trotz 
einiger Zugeständnisse der Unterneh-
mer, ein gemessen an der Kampf-
bereitschaft der Arbeiter und Ange-
stellten unzureichendes Ergebnis 
brachte, das nicht den lohnpolitischen 
Erfordernissen und den realen Mög-
lichkeiten der Stahlindustrie entspricht, 
so ist doch eines unübersehbar und 
ein großer Gewinn: das gewachsene 
Bewußtsein der Stahlkocher, daß es 
im Kern der Auseinandersetzung mit 
den Unternehmern um die Verteilung 
des Ergebnisses eigener Arbeit geht.

Es wäre notwendig gewesen, wie in 
der Metallverarbeitung, die Entschei-
dung auf die Schultern der gesamten 
Mitgliedschaft zu legen. Eine solche 
Handhabung des Ergebnisses in der 
Stahlindustrie hätte den Forderungen 
großer Teile der Mitgliedschaft und 
der gewerkschaftlichen Demokratie 

j Rechnung getragen. Sie wäre auch der 
Feststellung des Vorstandes der 
IG Metall in Auswertung der Septem-
ber-Streiks 1969 näher gekommen, daß 
künftig der Mitgliederwille unver-
fälscht den leitenden Funktionärsgre-
mien nahezubringen sei. In diesem 
Zusammenhang gewinnt auch die 
Frage entscheidender Teile der unte-
ren Funktionärkörper an Bedeutung, 

| wo die unbeauftragten Initiatoren 
sind, die die 15-Prozent-Forderung 
ziemlich schnell in eine 11-Prozent- 
„Mindest“forderung ummünzten, um 
dann mit 10 Prozent plus Nebenforde- 

' rung zufrieden zu sein.

I
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Urabstimmung in diesem Tarifbezirk I 
erzielt wurde. Am 5. November sollte | 
der Kampf beginnen.

Das Ausweichen der Unternehmer auf 
das Nebenangebot der Anhebung der 
13. Monatszahlung auf 100 Prozent ist 
ein Ausdruck des Respekts vor der 
Kampfbereitschaft der Stahlarbeiter 
und entsprach andererseits dem Pre-
stigebedürfnis, keine Zugeständnisse 
an Lohn- und Gehaltserhöhungen über 
10 Prozent hinaus zu machen.

Leider blieb die gewerkschaftliche 
Begründung und Rechtfertigng der 
15-Prozent-Forderung sowie die de-
monstrierte Kampfbereitschaft der 
Stahlarbeiter in der letzten Phase der 
Lohnbewegung unberücksichtigt. Auch 
das Abstimmungsergebnis in der gro-
ßen Tarifkommission vom 13. Oktober, 
das 59 Stimmen für und 20 Stimmen 
gegen das Verhandlungsergebnis 
brachte, kann nicht als repräsentativ 
für den Entscheidungswillen der Ge-
werkschaftsmitglieder in der Eisen- 
und Stahlindustrie angesehen werden.



,Steigendes Selbstbewußtsein’
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Ludwig Müller (DKP) zu den Streiks in der Metallindustrie 
Für Mitbestimmung und BVG an der Seite des DGB

len Phasen dieser Lohnauseinander-
setzung mit dabei sein wollten . ..

„Die DKP ist der Auffassung, daß die 
Mitbestimmung alle Ebenen des Wirt-
schaftsgeschehens erfassen und vom 
Arbeitsplatz, über den Betrieb und das 
Unternehmen bis zur wirksamen Mit-
entscheidung in der Wirtschafts-, So-
zial- und Gesellschaftspolitik des Staa-
tes reichen muß. Erst in einem solchen 
Gesamtsystem wird eine effektive Mit-
bestimmung überhaupt möglich sein. 
So notwendig es ist, den Kampf um 
mehr Rechte am Arbeitsplatz, in Be-
trieb und Unternehmen zu führen, so 
darf nicht außer Acht gelassen werden, 
daß ohne eine Veränderung im Zen-
trum der Macht, dem Staat, keine auf 
unterer Ebene erkämpften Mitbeslim- 
mungsrechle dauerhaft gesichert wer-
den können.“

Im übrigen wissen wir Kommunisten, 
daß die Novellierung des BVG auf der 
Grundlage der DGB-Vorschläge nur 
ein erster Schritt auf dem Weg zur 
Mitbestimmung ist, der ergänzt werden 
muß durch die Mitbestimmung in den 
Unternehmen und nicht zuletzt durch 
die echte Mitbestimmung der Vertre-
ter der Arbeiter und Angestellten in 
der staatlichen Wirtschafts-, Sozial-
und Gesellschaftspolitik.“

„Insgesamt muß feslgestellt werden, 
daß die bekanntgewordenen Novel-
lierungs-Vorschläge des Ministers den 
gewerkschaftlichen Forderungen nicht 
entsprechen und an den Kernfragen, 
auf die es ankommt, vorbeigehen. 
Das Letztere betrifft vor allem die Bei-
behaltung der berüchtigten Friedens-
pflicht und der Pflicht zur vertrauens-
vollen Zusammenarbeit der Betriebs-
räte mit den Unternehmern. Außer-
dem sollen die Betriebsräte auch nach 
den Vorschlägen des Reierenten-Ent- 
wuris keinerlei Mitbestimmungsrechte 
in wirtschaftlichen Fragen haben ...

Wenn bei den Streikkämpfen des Jah-
res 1969 Belegschaften oft ohne Sym-
pathie und Unterstützung, ja mehrfach 
sogar gegen den erklärten Willen 
führender Gewerkschaftsgremien den 
Kampf gegen das Konzernkapital auf-
nahmen, so bewirkte doch die Wucht 
der Streiks und die Gewerkschafts-
diskussion um die Herbststreiks des 
Jahres 1969, daß diesmal die Gewerk-
schaften näher bei den Kampfaktionen 
waren...

Auf der 7. Tagung des Parteivorstandes der DKP am 17. und 18. Oktober 1970 
in Düsseldorf hielt das Mitglied des Präsidiums, Ludwig Müller, ein Referat, in 
dem er sich ausführlich mit den Streiks in der Metall- und Stahlindustrie be-
faßte und auch zur gewerkschaftlichen Taktik in dieser Lohnbewegung Stellung 
nahm. Folgende Auszüge dürften für unsere Leser von Interesse sein: Zur Mitbestimmung unterstrich Lud-

wig Müller den grundsätzlichen Stand-
punkt seiner Partei:

■ einen Mietenstopp im Sinne der 
DGB-Forderungen und Aufhebung 
des Systems der weißen Kreise 
sowie Maßnahmen, um Miet- und 
Bodenwucher mit strengen Strafen 
zu belegen.“

Im Unterschied zur Außenpolitik der 
Regierung Brandt/Scheel, wo erste 
Schritte — wenn auch mit Widersprü-
chen belastet — zur Entspannung ge-
tan wurden, ist die Wirtschaftspolitik 
der Regierung enttäuschend für die 
Arbeiterklasse. In Anlehnung an die 
Erklärung des DGB vom 22. Oktober 
1969 zur Regierungsneubildung be-
tonte Ludwig Müller, daß hier ein 
notwendiger Schritt vorwärts getan 
und ein Wandel herbeigeführt werden 
müsse:

■ eine Lohnpolitik, die einen höhe-
ren Anteil der arbeitenden Men-
schen an den von ihnen geschaffe-
nen Werten garantiert und damit 
ein wesentlicher Faktor für wirt-
schaftliches Wachstum und für 
Sicherheit der Arbeitsplätze ist;

„Die Streiks im September und Ok-
tober 1969 und 1970 und die der letz-
ten Wochen sind keine zufällige Epi-
sode, wie bürgerliche Kommentatoren 
das im Zusammenhang mit den Streiks 
im letzten Jahr darzustellen versuch-
ten. Sie sind vielmehr Ausdruck und 
Folge der sich verschärfenden inneren 
und äußeren Widersprüche des staats-
monopolistischen Herrschaftssystems 
und der Versuche des Großkapitals zu 
ihrer Lösung ... Die Lohnkämpfe die-
ser Tage zeigen die wachsende Kampf-
bereitschaft der Arbeiterklasse, ein 
steigendes Selbstbewußtsein der Ar-
beiter und Angestellten, die stärkere 
Entwicklung von elementarem Klas-
senbewußtsein ...

Es ist ein schamloser Betrug, wenn 
die CDU/CSU-Führer heute erklären, 
die Lohn- und Gehaltsforderungen und 
der steigende Konsum der Volksmas-
sen würden die Preise treiben und 
seien die Ursache für die schleichende 
Entwertung unserer Währung. Die 
Preissteigerungen gehen aber aus-
schließlich auf das Profitstreben der 
Banken und Konzerne, die alle Mittel 
ihrer wirtschaftlichen Macht einsetzen, 
um immer neue Preisdiktate gegen die 
Verbraucher zu erlassen.“

Die größte Lohnbewegung dieses Jah-
res unterstreicht, daß von einem In-
teressenausgleich, der sogenannten 
Sozialpartnerschaft zwischen Arbeiter-
klasse und Monopolkapital, keine 
Rede sein kann. Im Gegenteil, sie be-
weist, daß die betriebene Integration 
der Arbeiterklasse in die spätkapita-
listische Gesellschaft gegen die ele-
mentaren Interessen der Arbeiter und 
Angestellten und ihrer Organisationen 
verstößt und an der brutalen Profit- 
und Machtordnung des Kapitals letzt-
lich scheitern muß .. .

Unter dem Druck der Streikenden 
und der Zunahme der Kampfbereit-
schaft der Arbeiter mußten die Unter-
nehmer einige Zugeständnisse machen. 
Der Kampf, einheitlich und mit hoher 
Kampfmoral geführt, zeigt auch dies-
mal, daß die Arbeiter von den Herr-
schenden nur das bekommen, was sie 
sich in zähen Auseinandersetzungen 
selbst erkämpfen. Hunderttausende 
Metallarbeiter unterstützten die ge-
werkschaftliche Forderung nach einer 
Erhöhung der Löhne und Gehälter um 
15 Prozent durch machtvolle Warn-
streiks. Sie wiesen damit das provo-
kative Angebot der Unternehmerschaft 
scharf zurück und sie verdeutlichten 
zugleich, daß die Belegschaften in al-
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„Alle vom Monopolkapital bedrück-
ten sozialen Klassen und Schichten in 
unserem Lande sind an einem solchen 
Wandel interessiert. Notwendig ist, 
daß in der Wirlschafts- und Finanz-
politik soziale Grundsätze Vorrang 
erhallen. Das erfordert:

Zu den bekanntgewordenen Vor-
schlägen zur Veränderung des Be-
triebsverfassungsgesetzes äußerte sich 
Ludwig Müller kritisch und betonte, 
daß die DKP auch weiterhin, trotz wei-
tergehender eigener Vorstellungen, 
die Forderungen des DGB zur Neufas-
sung des BVG unterstützt:

■ eine gesetzliche Regelung für eine 
demokratische Preiskontrolle in

Es bleibt auch heule zu sagen, daß 
mit den Streikaktionen die Positionen 
der Gewerkschaften in dieser Lohnbe-
wegung erheblich gestärkt wurden. 
Die Gesamtsitualion zur Durchsetzung 
der Lohnforderungen war günstig und 
mußte deshalb von den Gewerkschaf-
ten voll wahrgenommen werden. Das 
Verhandlungsergebnis in Hessen und 
den anderen Tarifgebieten, die mit 
ähnlichen Ergebnissen abschlossen, 
oder der Abschluß der eisenschaffen-
den Industrie widerspricht jedoch 
diesen Möglichkeiten ...

marktbeherrschenden Großunter-
nehmen und einen Preisstopp, der 
für alle vom staatlichen Bereich 
beeinflußbaren Preise und Tarife 
verfügt wird;



ÖTV fordert 13 bis 14 Prozent
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Harter Tarifkonflikt im öffentlichen Dienst 
Gewerkschaften lehnen Leitlinien strikt ab
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Hohe Verschuldung 
durch Konsumkredite

Lohnkosten weiterhin niedriger 
als vor vier Jahren

Erste Lohnabschlüsse 
in der Papiererzeugung
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Alle Versuche des für den Bund ver-
handlungsführenden Ministers Gen-
scher, statt einer kräftigen effektiven 
Erhöhung der Löhne und Gehälter in 
den Bereich sogenannter vermögens-
wirksamer Leistungen auszuweichen, 
müssen zurückgewiesen werden. Der-
artige Leistungen können nur zu-
sätzlich gewährt werden, aber nicht 
als Ersatz für direkte Einkommens-
zulagen. Das ist auch in den Diskus-
sionen in den öffentlichen Unterneh-
mungen während der Vorbereitung 
der Tarifbewegung deutlich geworden. 
Überdies wird es angesichts zuneh-
mender Berichte über ein Abflachen 
der Konhinkturkurve höchste Zeit, 
durch kräftige Lohn- und Gehaltsstei- 
gerungen, die der Gewinnlage der 
Wirtschaft entsorechen. eine Stär-
kung der Inlandsnachfraae zur Kon-
junkturfestigung herbeizuführen.

Die Gewerkschaften — das gilt In die-
sem Zusammenhang besonders für 
die ÖTV-Gewerkschaft, die Deutsche 
Postgewerkschaft, die Gewerkschaft 
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Auch nach den Lohn- und Gehalts-
abschlüssen der ersten sieben Monate 
dieses Jahres lag der Lohnkosten-
anteil am industriellen Umsatz wei-
terhin niedriger als vor vier Jahren. 
Entsprechend den letzten statistischen 
Auswertungen betrugen die Lohn- 
und Gehaltskosten je 100 DM Um-
satzerlös der Industrieunternehmen 
in dem genannten Zeitraum durch-
schnittlich 23,50 DM. Das ist weniger 
als im gleichen Siebenmonatszeitraum 
von 1966. Das bedeutet, wie der DGB 
mitteilt, daß die Erlössituation in der 
Industrie durch die Lohnentwicklung 
nicht geschmälert worden ist. Gegen-
teilige Darstellungen der Unternehmer 
seien reine Zweckmeldungen.

Zunehmende Unzufriedenheit breitet 
sich auch unter den Beamten aus, 
nachdem die Bundesregierung nicht 
mehr bereit ist, die ursprünglich zum 
1. Januar 1971 geplante Vereinheit-
lichung der Besolduncren vorzuneh-
men. Statt struktureller und linearer 
Verbesseruncren der Beamtenbesol- 
duncr ist ledicrlich wieder an lineare 
Erhöhungen gedacht, während die von 
den Beamten und vom DGB drinaend 
verlangte Fortführunn der Besoldunns- 
reform erst wieder 1972 auf die Ta-
gesordnung soll. Die Forderungen der 
Arbeiter, Angestellten und Beamten 
des öffentlichen Dienstes sind berech-
tigt. Sie müssen gemeinsam und mit 
der Kampfentschlossenheit der Metall-
arbeiter für ihre Durchsetzung ein-
treten. K. Kilian

Für die Beschäftigten der papier-
erzeugenden Industrie in Westfalen, 
Mittelrhein und in Norddeutschland 
vereinbarte die IG Chemie-Papier- 
Keramik außerdem die stufenweise 
Zahlung eines 13. Monatseinkommens 
bis 1973. Im Tarifgebiet Nordrhein 
finden am 13. November erneute Ver-
handlungen statt. Die Laufzeit der 
Lohn- und Gehaltsverträge beträgt 
12 Monate.

In den Tarifbezirken Westfalen, Mit-
telrhein, Bayern, Hessen und Nord-
deutschland der papiererzeugenden 
Industrie waren bei Redaktionsschluß 
dieser Ausgabe neue Lohn- und Ge-
haltstarifverträge unter Dach und 
Fach. In dem Bezirk Nordrhein dauer-
ten die Verhandlungen noch an. Im 
allgemeinen betragen die effektiven 
Erhöhungen um 12 Prozent. Dazu 
kommen in Westfalen und Mittel-
rhein kostenneutrale Vorweganhebun-
gen der Ecklöhne und -gehälter sowie 
in Bayern ein neuer Lohn- und Ge-
haltsgruppenkatalog mit Lohnerhöhun-
gen bis zu 6 Prozent. Die Verbesse-
rungen wurden rückwirkend zum 1. 
September wirksam.

Nach einer Feststellung der Bundes-
bank erreichten die Kredite an »wirt-
schaftlich unselbständige Privatperso-
nen", das heißt also Teilzahlungskre-
dite, Anschaffungsdarlehen u. ä., ohne 
Wohnungsbau im Juni 1970 460 Mark 
pro Kopf der Bevölkerung. 1968 be-
trugen sie noch 340 Mark. Pro Kopf 
der Bevölkerung heißt: vom Säugling 
bis zum Greis! Umgerechnet auf die 
Gesamtbevölkerung wäre das eine 
Verschuldung von rund 23 Milliar-
den DM.

Die Tarifbewegung im öffentlichen Dienst ist angelaufen. Die Gewerkschaften 
ÜTV und DAG haben ihre Forderungen für die rund 1,3 Millionen Arbeiter 
und Angestellten bei Bund, Ländern und Gemeinden formuliert: Erhöhung 
der Monatslöhne der Arbeiter und der Grundvergütungen der Angestellten 
um linear 9 Prozent plus einen Betrag von 40 DM (ÖTV) bzw. Erhöhung der 
Grundvergütung der Angestellten um 40 DM plus lineare Erhöhung um 
9,5 Prozent (DAG). Die geltenden Tarifverträge laufen zum 31. Dezember 1970 
aus. Die Bundesregierung hat zu den Gewerkschaftsforderungen eine schroff 
ablehnende Haltung bezogen. Harte Auseinandersetzungen, einschließlich 
Streik, werden auf beiden Seiten nicht ausgeschlossen.

Die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes sind empört, daß sie zum 
Sündenbock der konjunkturellen Ent-
wicklung gemacht werden sollen. Ein 
solches Konzept wird von der Bun-
desregierung, insbesondere den Mini-
stern Schiller, Möller und Genscher 
sowie von Bundesbanknräsident Kla- 
sen, in demagogischer Weise verfolgt, 
indem sie in ihrer antigewerkschaft-
lichen Agitation behaupten oder doch 
den Eindruck zu erwecken suchen, 
als müsse jedes Prozent Lohn und Ge-
halt über die Leitlinie hinaus Wirt-
schaft und Währung gefährden.

Schon jetzt ist zu erwarten, daß die 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
mit ihren Arbeitgebern — Bund, Län-
der und Gemeinden — hart zusam-
menprallen werden. Die Bundesregie-
rung hat nämlich in ihrem Haushalt 
für 1971 nur um maximal 8 Prozent 
höhere Personalausgaben eingeplant, 
obwohl die öffentlichen Ausgaben um 
12,2 Prozent, davon die offen ausge-
wiesenen Rüstungslasten um minde-
stens 14 Prozent, steigen sollen. Die 
vom Bundeskabinett noch rechtzeitig 
für diese Lohnbewegung festgelegte 
Lohnleitlinie, die eine Steigerung von 
7 bis 8 Prozent zugesteht, sorgt außer-
dem für Zündstoff.
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der Eisenbahner Deutschlands, die 
parallel für die Beschäftigten bei Post 
und Bahn verhandeln, und für die 
DAG — stehen vor der Notwendig-
keit, unter ihren Mitgliedern eine in-
tensive Aufklärungsarbeit über die 
Berechtigung ihrer Forderungen 
betreiben. Nur so können sie 
nötige Kampfbereitschaft entwickeln, 
wie sie gerade erst in der Metall-
industrie demonstriert wurde, und die 
für die begonnene Auseinanderset-
zung im öffentlichen Dienst für den 
Erfolg ausschlaggebend ist.

Die Große Tarifkommission der Ge-
werkschaft öffentliche Dienste, Trans-
port und Verkehr hat am 5. Novem-
ber in Hamburg außerdem die Strei-
chung der Ortsklasse A für Ange-
stellte und der Klasse II für Arbeiter 
sowie die Erhöhung der Sparförde-
rung von monatlich 13 DM, die im 
vergangenen Jahr für Bezieher von 
Lohn und Gehalt bis 1000 DM ver-
einbart worden war, gefordert. Die 
Gewerkschaft erklärte, die Lohn- und 
Gehaltsforderung von 9 Prozent plus 
40 DM entspreche, in Prozent ausge-
drückt, einer Lohnerhöhung zwischen 
12,8 bis 14,4 Prozent bei den Arbei-
tern und 10,4 bis 14,1 Prozent bei den 
Angestellten, wobei die höheren Sätze 
für die niedrigen Einkommen gellen.



Zielprojektion des DGB
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Die Zielnroiektion fordert, daß das 
Ungleichgewicht der Einkommensver- 
teiluna zu Lasten der Arbeitnehmer 
bis 1973 restlos beseitigt und in den 
kommenden Jahren die Einkommens-
verhältnisse in wirtschaftlich vertret-

Vorausschau für Wirtschafts- und Sozialentwicklung 
Wesentliche Aussage fehlt: Kürzung der Rüstungslast

Ferner wird die weitere Verkürzung 
der Arbeitszeit, entsprechend den ge-
stiegenen Leistungsanforderungen an

Besser informiert 
durch 
NACHRICHTEN

Dieser Feststellung muß man aller-
dings entgegenhalten, daß in der Ziel-
projektion von 1969 für 1970 eine 
Bruttolohn- und gehaltserhöhung von 
11,5 Prozent bei einer Preissteigerung 
des Privatverbrauches von plus 2,2 
Prozent angenommen worden war. Da 
die Preissteigerungen nach Angaben 
der Bundesbank in diesem Jahr auf 
6 Prozent geschätzt werden, hätten 
selbst 15 Prozent Lohnerhöhung der 
Zielprojektion für 1970 nicht entspro-
chen. Dabei ist die lOprozentige 
Steuervorauszahlung nicht einmal be-
rücksichtigt.

Anfang Oktober hat der Bundesvorstand des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
seine zweite Zielprojektion vorgelegt. Die erste erschien in der Öffentlich-
keit vor einem Jahr als Konzeption der Gewerkschaften für die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung bis 1974. Das jetzt veröffentlichte Zahlenwerk soll 
bis 1975 reichen. Mit den Zielprojektionen wird einem Auftrag des 8. DGB- 
Kongresses entsprochen, der vom DGB-Bundesvorstand forderte, alle Jahre 
eine eigene Nationalbudget-Rechnung als Alternative zu den wirtschaftlichen 
Orientierungsdaten der Bundesregierung aufzustellen.

Wohnungsbaues sowie das Verbot 
von Preisbindungen und die gemein-
nützige Gestaltung der öffentlichen 
Tarife verlangt.

Als besonders wichtig wird in der 
Zielsetzung die Verkürzung der Ar-
beitszeit verlangt, mit einer Betonung 
auf Verlängerung des Jahresurlaubs. 
Ferner fordert der DGB in seiner Pro-
jektion die Einführung einer variablen 
Altersgrenze für den Eintritt in die 
Altersinvalidität. Jeder Arbeiter und 
Angestellte soll vom 60. Lebensjahr 
an selbst zwischen Rentenbezug und 
weiterer Arbeitstätigkeit wählen kön-
nen.

Zwar hat der DGB nach der Unter-
zeichnung des Gewaltverzichtsvertra- 
aes zwischen der UdSSR und der Bun-
desregierung die Senkung der Rü-
stungsausgaben um 50 Prozent gefor-
dert: dieses Verlangen ist jedoch in 
die Zielproiekfion nicht aufnenommcn 
worden. Es fehlen ferner die Forde-
rungen nach Preisstopp für alle staat-
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baren Schritten zugunsten der Arbeit-
nehmer im Interesse größerer Ver-
teilungsgerechtigkeit zu verbessern 
ist. Unangenehm auffallen muß dabei 
die Relativierung dieser unabding-
baren Forderung durch die Formu-
lierung „in wirtschaftlich vertretbaren 
Schritten".

Verdoppelung des Arbeitnehmerfrei-
betrages im Jahre 1971, die Verdop-
pelung des Weihnachtsfreibetrages
1972 und die weitere Anhebung des 
Arbeitnehmerfreibetrages auf 720 DM
1973 sind Forderungen zur Verbesse-
rung der Einkommensverteilung zu-
sätzlich zur aktiven Lohnpolitik. Inter-
essant ist, daß der DGB in der Ziel-
projektion anstelle der zusätzlichen 
Anhebung des Arbeitnehmerfreibe-
trages 1973 und der Verdoppelung des 
Weihnachtsfreibetrages als Alterna-
tive eine automatische Steuerfreiheit 
der Sozialabzüge, die mit Beginn des 
Jahres 1973 wirksam werden müßten, 
vorschlägt.

Dieser zweiten Zielprojektion wurde 
eine politische Wertung vorangestellt, 
mit der versucht wird zu beweisen, 
daß die sozialdemokratisch geführte 
Bundesregierung die Vorstellungen 
der ersten DGB-Zielprojektion über-
nommen und zum Teil verwirklicht 
habe. Wörtlich heißt es: „Im Hinblick 
auf 1970 kann festgestellt werden, 
daß diese Ziele in bezug auf Wirt-
schaftswachstum, Vollbeschäftigung 
und außenwirtschaftliche Gleichheit 
durchaus erreicht worden sind." Dazu 
ist eine Tabelle über die Reallohn-
erhöhungen von 1955 bis 1970 aufge-
nommen, aus der hervorgeht, daß für 
1970 — im ersten Jahr der SPD/FDP- 
Bundesregierung — der Reallohn mit 
7,9 Prozent seit 15 Jahren am stärk-
sten gestiegen sei.

die Arbeiter und Angestellten und 
Verbeserung der Sparmöglichkeiten 
gefordert. Mit dieser Zielsetzung soll 
eine optimale Steigerung des Lebens-
standards, so heißt es in der Ziel-
projektion, bei gleichzeitiger Siche-
rung zukunftsorientierter Gemein-
schaftsaufgaben erreicht werden.

i '»wsr.

Ausgehend von einem umfangreichen 
Zahlenwerk wirtschaftspolitischer Ent-
wicklung bis 1975, werden zur Siche-
rung von Vollbeschäftigung und Wirt-
schaftswachstum, zur Stabilisierung 
des Preisniveaus und zur Verbesse-
rung der Einkommensverteilung in 
der Zielprojektion 1970 konkrete For-
derungen genannt. So u. a. Verbilli-
gung der Kredite und Ausweitung der 
Kreditmöglichkeit für die Wirtschaft, 
Verzicht auf Kürzungen der für 1971 
vorgesehenen Bundesausgaben und 
die Einleitung von Reformen in der 
Bildungs- und Infrastrukturpolitik so-
wie die umgehende Aufhebung der 
Steuervorauszahlungen und Rücker-
stattung der bereits einbehaltenen 
Zuschläge noch im Jahr 1971. Zur 
Stabilisierung des Preisniveaus wird 
die vorübergehende Bindung der Mie-
ten, das Verbot der Bodenspekulation 
und die verstärkte Förderung des

Das reale Wirtschaftswachstum wird 
auf durchschnittlich 5 Prozent und der 
Anstieg der Lebenshaltungskosten auf 
durchschnittlich 2 Prozent pro Jahr in 
der Zielprojektion vorausgeschätzt. 
Dabei würde sich das Realeinkommen 
der unselbständig Beschäftigten 1971 
um 6 und in den darauffolcrenden Jah-
ren um jeweils durchschnittlich 5 Pro-
zent verbessern. Eine weitere Aus-
weitung der Kaufkraft 1971 soll durch 
Steuerentlastungen erreicht werden. 
Die Zielvorsteiluna geht dahin, daß 
sich ab 1974 das Realeinkommen ie 
Arbeitnehmer mit einer um ein Zehn-
tel Größeren Zuwachsrate als das Real-
einkommen je Selbständigen verbes-
sert.
Wenige Taae nach der Veröffentli-
chung der Zielnroiektion des DGB hat 
auch die Bundesreaieruna Orientie-
rungsdaten für das Jahr 1971 beschlos-
sen. Vergleicht man beide Veröffent- 
lichunnen miteinander, muß man lei-
der feststellen, daß die Zielnrojektion 
des DGB der Notwendigkeit. Alter-
nativen zur Wirtschaftsnolitik der 
Bundesregierung zu entwickeln, nicht 
immer gerecht wird. Es gibt weiter 
eine Reihe gewerkschaftlicher Forde-
rungen, die für die Arbeiter und An-
gestellten von wesentlicher Bedeu-
tung sind, die man aber in der Ziel-
projektion vergebens sucht.

Die Orientierunqsdaten der Zielpro-
jektion von 1970 decken sich im we-
sentlichen mit den Zielvorstellungen 
von 1969. Allerdings sind andere Pri-
oritäten gesetzt. Um, so heißt es in 
der Zielprojektion '70, die wirtschaft-
lichen und sozialen Entwicklungs-
chancen in der Bundesrepublik voll 
auszuschönfen, müssen Bundesregie-
rung und Bundestag nach Überzeu-
gung des DGB folgende Zielsetzungen 
aktiv unterstützen: Sicherung der 
Vollbeschäftigung; Stabilisierung des 
Preisniveaus bei Wahrung eines ste-
tigen Wirtschaftswachstums und die 
Verbesserung der Einkommensver-
teilung zugunsten der Arbeitnehmer.



Konzertierte Aktion sinnlos -
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DGB erhält keinen Einfluß auf Wirtschaftspolitik 
Vielmehr nimmt Regierung Einfluß auf Tarifpolitik

nehmerinteressen kann nicht gespro-
chen werden: Die Steuerlasten werden 
nicht gerechter verteilt, Kaufkraft und 
Anteil am Sozialprodukt bleiben wei-
ter ungenügend und die unsinnigen 
Rüstungsaufwendungen belasten, wie 
bisher, den Sozialetat.

ICF-Kongreß 
für Mitbestimmung
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Es kann nun kein Zweifel mehr dar-
an bestehen, daß die „konzertierte 
Aktion" keine Mitbestimmungsfunk-
tion in der Finanz- und Wirtschafts-
politik der Bundesregierung erfüllen

In Kopenhagen tagte vom 22. bis 24. 
Oktober 1970 der 14. Kongreß der In-
ternationalen Föderation von Chemie- 
und Fabrikarbeiterverbänden, die zum 
IBFG gehören. Zu der Föderation 
(ICF) gehören etwa drei Millionen 
Chemiegewerkschafter in 49 Ländern. 
Auf Antrag der IG Chemie-Papier- 
Keramik der Bundesrepublik sprach 
sich der Kongreß einstimmig für die 
Mitbestimmung in der Wirtschaft und 
für die Vermögensbildung von Arbei-
tern und Angestellten aus dem Pro-
duktivvermögen der Betriebe aus.

Ähnliche Beschlüsse gibt es von ande-
ren Gewerkschaftstagen und Konfe-
renzen. Der 8. Bundeskongreß des 
DGB hat zwar die Teilnahme an der 
„konzertierten Aktion“ bejaht, jedoch 
unter der Voraussetzung, daß das Ziel 
eine „stärkere Berücksichtigung der 
Arbeitnehmerinteressen" sein müsse. 
Die Entscheidungen von Bundesregie-
rungen und Bundestag — da ist lei-
der die Brandt/Scheel-Regierung nicht 
auszunehmen — standen bisher in of-
fenem Gegensatz zu den von den Ge-
werkschaften formulierten Zielsetzun-
gen für die Mitarbeit an der „kon-
zertierten Aktion". Von einer stär-
keren Berücksichtigung der Arbeit-

lich beeinflußten Preise, Abschaffung 
aller Steuerprivilegien für Großein-
kommen und stärkerer Besteuerung 
der Großvermögen, nach gesetzlicher 
Regelung für eine demokratische 
Preiskontrolle in marktbeherrschenden 
Großunternehmen sowie radikaler Be-
schneidung der Riesenprofite der In-
dustrie- und Bankenkonzerne.

kann. Sie wurde von Schiller nur 
immer zusammengerufen, um den Ge-
werkschaften schwerwiegende wirt-
schaftliche und konjunkturpolitische 
Entscheidungen vorzulegen, ohne daß 
die Gewerkschaften dabei ein ent-
scheidendes Wort mitzureden hatten. 
Die Gesprächsrunde erwies sich im-
mer deutlicher als eine Plattform für 
Bundesregierung und Unternehmer, 
die Wirksamkeit der Gewerkschaften 
zu behindern und sie an die lohn-
politische Leine zu nehmen.

Zum neuen ICF-Präsidenten wurde 
der Vorsitzende der IG Chemie-Pa-
pier-Keramik, Karl Hauenschild, ge-
wählt. Er übernahm dieses Amt von 
Wilhelm Gefeller, den er bereits 1969 
aus Altersgründen als Vorsitzenden 
der IG Chemie abgelöst hatte.

Fritz Berg ereiferte sich demagogisch 
über eine Anzeige des DGB-Bundes-
vorstandes, in der, zweifellos zu Recht, 
festgestellt worden war: „Preiswellen 
entstehen durch Gewinnexplosionen. 
Weil die Unternehmer ihre Taschen 
füllen, werden die Verbraucher zur 
Kasse gebeten." Das nannte Berg eine 
„ausgesprochene Schweinerei" und 
wegen diesem „Dreck" könne er sich 
nicht mehr mit dem DGB an einen 
Tisch setzen. Nach Beilegung dieses 
Streites versandete die Aussprache 
in belanglose Redereien. Wenn es 
überhaupt etwas Positives anzumer-
ken gab, dann war es die vom DGB- 
Bundesvorstand vorgelegte Zielpro-
jektion bis 1975, der weder die Un-
ternehmerverbände noch die Regie-
rung das mindeste entgegenzusetzen 
hatten.

Die Frage nach dem Sinn weiterer 
Teilnahme der Gewerkschaften an der 
„konzertierten Aktion“ stellt sich im-
mer schärfer. In den vergangenen 
Jahren haben sich verschiedene Ge-
werkschaftstage, wie auch der 8. Bun-
deskongreß des DGB, mit den Vor-
aussetzungen über die Beteiligung der 
Gewerkschaften an der „konzertierten 
Aktion" befaßt. So beschloß zum Bei-
spiel der 7. Gewerkschaftstag der Ge-
werkschaft Handel, Banken und Ver-
sicherungen in bezug auf die „konzer-
tierte Aktion“, die Bundesregierung 
nachdrücklich aufzufordern, nunmehr 
ein Programm „zur Verwirklichung 
der sozialen Symmetrie vorzulegen 
und durchzuführen". In diesem Pro-
gramm wurden u. a. Maßnahmen zur 
Verwirklichung einer gerechten Steu-
erpolitik und die Realisierung sozia-
ler Symmetrie verlangt. Abschließend 
heißt es in dem Beschluß, wenn nicht 
die Interessen der Arbeitnehmer stär-
ker berücksichtigt und die Lösung 
grundlegender gesellschaftlicher Fra-
gen in Angriff genommen würden, sei 
„der Sinn der konzertierten Aktion in 
Frage gestellt". Die Mitarbeit sei dann 
einzustellen.

In dem Beschluß des 8. DGB-Kongres- 
ses wird gesagt, daß Bundesvorstand 
und Bundesausschuß die Frage einer 
weiteren Mitarbeit der Gewerkschaf-
ten zu prüfen haben, falls sich erwei-
sen sollte, „daß die Bindung an die 
konzertierte Aktion die Gewerkschaf-
ten in ihrer Handlungsfreiheit ein-
schränkt und dadurch das Ungleichge-
wicht zwischen Kapitalinteressen und 
Arbeitnehmerinteressen verstärkt". 
Auf Grund dieses Beschlusses müssen 
der DGB und die ihm angeschlossenen 
Gewerkschaften die Mitarbeit an der 
„konzertierten Aktion" ernsthaft prü-
fen und nötigenfalls die Mitarbeit 
daran einstellen.
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Die Arbeiterschaft und ihre Gewerk-
schaften haben bisher nicht das ge-
ringste durch die „konzertierte Ak-
tion" Schillers gewonnen und werden 
es auch in Zukunft nicht. Soziale 
Symmetrie, Erhöhung des Anteils am 
Sozialprodukt, gerechtere Einkom-
mens- und Vermögensverteilung und 
ein sozial gerechtes Steuersystem kön-
nen nur durch den Kampf der Gewerk-
schaften selbst, nur durch eine konse-
quente, aktive Tarifpolitik erreicht 
werden. - pp -

Bei allen Beanstandungen ist jedoch 
der Zielprojektion 1970 großer Wert 
für die Lohn- und Tarifpolitik der Ge-
werkschaften zuzumessen. Gestützt 
auf die Erklärung des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes vom 22. Oktober 
1969 an die Bundesregierung, kann 
die Zielprojektion beitragen, gewerk-
schaftliche Initiativen zu entwickeln 
und Kräfte zu ihrer Verwirklichung 
zu mobilisieren. Ohne den entschie-
denen Kampf der Gewerkschaften zur 
Realisierung der in der Zielprojektion 
entwickelten Vorstellungen werden 
jedoch die Machtstrukturen in der 
Bundesrepublik nicht verändert und 
die gegenwärtigen Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse nicht über-
wunden. H. S.
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Die letzte Sitzung der „konzertierten Aktion" hat einmal mehr die Nutzlosig-
keit, wenn nicht sogar die Schädlichkeit der Teilnahme der Gewerkschaften 
an dieser Veranstaltung des Bundeswirtschaftsministers Schiller hinsichtlich der 
Interessen der Arbeiter und Angestellten bewiesen. Die Sitzung begann mit 
einer künstlichen Aufregung der Unternehmer, besonders des BDI-Präsidenten 
Fritz Berg — des Mannes, der während der September-Streiks 1969 den Gedan-
ken hatte, auf streikende Arbeiter zu schießen.

Unternehmerverbände und Wirt-
schaftsminister benutzen die „konzer-
tierte Aktion" als psychologisches 
Instrument, die Handlungsfreiheit der 
Gewerkschaften einzuschränken, und 
die Mitwirkung der Gewerkschaften 
ist in keiner Weise geeignet, die 
Verwirklichung gewerkschaftlicher 
Ziele zu erleichtern.



Höhenflug
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Stellungnahmen zur DGB-Erklärung vom Oktober 1969 
Weitere Antworten auf eine NACHRICHTEN-Umfrage

dehnung der paritätischen Mitbestim-
mung auf alle Großunternehmen, Ver-
bot der NPD, neben Fragen der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik wie Wie-
deranhebung der km-Pauschale, Ab-
schaffung der Steuerprivilegien für 
Großeinkommen und andere, neben 
Fragen der Alterssicherung, Kranken-
versicherung, des Arbeitsrechts und 
der Bildungspolitik wird zu Fragen 
des Friedens, zur internationalen Po-
litik Stellung genommen. Der DGB 
erwartet die Verbesserung der Bezie-
hungen mit den Ostblock-Staaten mit 
dem Ziel, die politischen, wirtschaft-
lichen und kulturellen Verbindungen 
zu verstärken, ferner die aktive Förde-
rung einer international kontrollierten 
Abrüstung, den Verzicht der BRD auf 
Besitz von atomaren Waffen und daß 
der Frieden durch wirksame Beiträge 
zur internationalen Entspannung und 
zur Völkerverständigung zwischen Ost 
und West gesichert wird.

Als einen solchen wirksamen Beitrag 
sehe ich den Vertrag zwischen der 
BRD und der UdSSR, der den kalten 
Krieg ablösen und die Normalisierung 
der Beziehungen zur UdSSR einlei-
ten kann. Die Ratifizierung dieses 
Vertrages steht auf der Tagesordnung. 
Der DGB ist entsprechend der richti-
gen Erklärung vom 22. 10. 1969 ver-
pflichtet, die Bundesregierung aufzu-
fordern, mit der Ratifizierung dieses 
Vertrages nicht länger zu zögern, son-
dern die Ratifizierung schnellstens zu 
vollziehen. Der DGB sollte aber selbst 
auch alles tun, um die Mitgliedschaft 
über den Inhalt des Vertrages zu un-
terrichten, sollte alles tun, um diesen 
Vertrag mit Leben zu erfüllen. Da-
zu gehört auch, die Bundesregierung 
aufzufordern, endlich die Rüstungs- 
Milliarden abzubauen, um die Mittel 
zur Lösung der Fragen der Bildungs-
politik zu erhalten. Der Moskauer 
Vertrag sichert den Frieden in Europa, 
den wir alle wünschen. Er ermöglicht 
die Abrüstung, wenn wir gemeinsam 
handeln. Wir müssen gemeinsam die 
Demagogie der Rechtskräfte in der 
CDU/CSU zurückweisen. Gemeinsam 
müssen wir den Kampf für die Rati-
fizierung führen; damit sichern wir die 
demokratische und friedliche Entwick-
lung der BRD, wie es die Erklärung 
des DGB fordert. Das ist im Interesse
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Aber statt dessen denkt offenbar nicht 
einmal der Bund in dem von ihm un-
mittelbar beeinflußbaren Bereich zur 
Preisdämpfung beizutragen. So visiert 
die Bundesbahn die Erhöhung meh-
rerer Tarife, vor allem im Frachlver- 
kehr, an. Am 10. Dezember wird der 
Verwaltungsrat der Bundesbahn ver-
mutlich schon die ersten Beratungen 
darüber aufnehmen. Selbst wenn am 
Ende keine Erhöhungen der Tarife im 
Personenverkehr dabei herauskom-
men, was keineswegs sicher ist, wür-
den auch Frachterhöhungen zu Preis-
steigerungen bei Konsumgütern füh-
ren. Bekanntlich pflegen die Unter-
nehmer diese Verteuerung an die 
Verbraucher weiterzugeben. Darüber 
hinaus dürfte das schlechte Beispiel 
der Bundesbahn andere Branchen zur 
Nachahmung ermuntern.

i zes. Wir erlauben uns, auf die Ver- 
I öffentlichung des Deutschen Gewerk-

schaftsbundes vom 8. Oktober 1970 
, unter dem Titel: „Die Ziele des DGB 
| für die nächsten fünf Jahre" hinzu- 
! weisen.

Am 22. Oktober 1970 jährte sich zum erstenmal der Tag, an dem der Bundes-
vorstand des DGB der damals neugebildeten Bundesregierung in einer Erklä-
rung die Forderungen und Erwartungen der Gewerkschafter und der arbei-
tenden Bevölkerung präsentierte. Aus diesem Anlaß haben NACHRICHTEN 
in einer Umfrage bei Gewerkschaftsfunktionären und -vorständen sowie Be-
triebsräten deren Meinung zu zwei Fragen erbeten: „1. Betrachten Sie den 
Inhalt der Erklärung vom 22. Oktober 1969 weiterhin als verbindlich und 
aktuell? 2. Welche Forderungen wären nach Ihrer Auffassung mit Vorrang 
zu vertreten?" Wir setzen nachstehend den in Nr. 10/70 begonnenen Abdruck 
der Antworten fort (s. dazu auch „69er DGB-Erklärung aktuell1' in Nr. 9/70):

Angesichts der Tatsache, daß z. B. die 
Baupreise für Wohnungen von Au-
gust 1969 bis August 1970 um 16,9 
Prozent gestiegen sind, daß Mieten, 
Brennmaterial, Lebensmittel und in-
dustrielle Verbrauchsgüter rasch im 
Preis nach oben klettern, wären durch-
schlagende Maßnahmen der Bundes-
regierung zur Preisdämpfung ange-
bracht. Insbesondere gilt es die Preis-
bindung aufzuheben und andere Maß-
nahmen zur Durchbrechung von 
Monopolpreisen zu ergreifen. Der vom 
DGB geforderte befristete Mietpreis-
stopp und die Unterbindung der 
Bodenspekulation wären auf dem Sek-
tor des Wohnungswesens wirksame 
Schritte gegen den Mietwucher.

„Hilfreichen Druck ausüben”

Erwin Ebeling, Hagen, Betriebsrats- 
; vorsitzender der Stahlwerke Süd- 
I Westfalen: Am 22 10. 1969 richtete

der DGB eine Erklärung an die neue 
i Bundesregierung. In dieser Erklärung 
| weist der DGB die Bundesregierung 
1 auf die vordringlichen Aufgaben hin, 
i die im Interesse der Arbeitnehmer 

gelöst werden müssen. Neben solchen
i gesellschaftlichen Fragen wie Aus-

Energische Maßnahmen gegen unter-
nehmerische Preistreiberei als sicht-
barer Ausdruck der Profitsucht sind 
zugleich auch wirksame Mittel ge-
gen die hemmungslose Demagogie, 
welche CDU und CSU mit der Preis-
entwicklung treiben. Daß das kapitali-
stische Profitsystem zwangsläufig zur 
Unterminierung von Kaufkraft und 
Währungsstabilität führt, beweist die 
Entwicklung seit Gründung der Bun-
desrepublik. Daß aber die SPD-ge- 
führte Regierung ebenso wenig gegen 
willkürliche Preissteigerungen unter-
nimmt, wie seinerzeit die CDU/CSU- 
Regierungen, läßt sie in die Schuß-
linie geraten. Und daran ist sie selbst 
schuld. Sb.
10

Im Oktober 1970 waren die Lebens-
haltungskosten wieder um 4 Prozent 
höher als im gleichen Vorjahrsmonat. 
Damit steht fest, daß der diesjährige 
allgemeine Preisanstieg mindestens 
dieses Niveau erreichen wird. Um 
den gleichen Prozentsatz werden die 
Kaufkraft der D-Mark und die Ein-
kommen der Arbeiter, Angestellten 
und Beamten gemindert. Nach den 
Voraussagen der wirtschaftswissen-
schaftlichen Institute in der Bundes-
republik und des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes werden die Preisstei-
gerungen 1971 annähernd in der glei-
chen Größenordnung liegen, wenn 
nicht Entscheidendes geschieht.

Arnold Böcker; Delegierter des außer-
ordentlichen Bundeskongresses der 
Deutschen Postgewerkschaft und Per-
sonalrat im Postamt Ütersen: Selbst-
verständlich sind die DGB-Forderun- 
gen vom Oktober vorigen Jahres an 
die neue Bundesregierung unverän-
dert gültig. Sie sind ja noch nicht er-
füllt und so schnell geht das auch 
nicht. Ich bin aber der Meinung, daß 
es nun an der Zeit ist, in zwei Din-
gen zur Entscheidung zu kommen: 
Außer der Verbesserung des Betriebs-
verfassungsgesetzes muß die paritä-
tische Mitbestimmung in der Wirt-
schaft, aber auch den Dienstleistungs-
unternehmen des Bundes, eingeführt 
werden. Das gilt in unserem Bereich 
für die Bundespost. Und schließlich 
muß nun endlich eine gerechte Ver-
mögensbildung ermöglicht werden, 
damit die Arbeitnehmer nicht langer 
leer ausgehen.

Deutscher Gewerkschaftsbund, Kreis 
Hildesheim-Marienburg: 1. Der Inhalt 
der Erklärung ist nach wie vor ak-
tuell. — 2. Wir halten die Frage der 
Sicherung der Vollbeschäftigung, Sta-
bilisierung der Preise, Vermögensbil-
dung in Arbeitnehmerhand sowie die 
sozialpolitischen Forderungen für vor-
rangig. Bei den sozialpolitischen Fra-
gen in erster Linie nach wie vor die 
Frage der Altersversicherung, hier 
Einführung der Wahlfreiheit der Al-
tersgrenze vom 60. Lebensjahr an. 
Weiter den Ausbau der Gesundheils-
vorsorge und die Herausnahme der 
Fremdaufgaben aus dem Bereich der 
Krankenversicherung und den Erlaß 

I eines Krankenhausfinanzierungsgeset-
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und zum Nutzen aller Arbeitnehmer; 
damit müssen gleichzeitig aber auch 
sichtbare Fortschritte in den sozialen 
Fragen, entsprechend der DGB-Erklä-
rung, nun endlich von der Bundes-
regierung verlangt werden.

Gewerkschaft Gartenbau, Land- und 
Forstwirtschaft, Hauptverwaltung, 
Kassel: Zu Frage 1: Wir betrachten 
selbstverständlich die im Oktober ver-
gangenen Jahres an die neue Bun-
desregierung gerichteten Forderungen 
und Wünsche der Gewerkschaften nach 
wie vor als aktuell. Das ergibt sich 
schon allein daraus, daß der DGB und 
die in ihm vereinigten Gewerkschaf-
ten auch im Laufe des Jahres wieder-
holt diese Forderungen unterstrichen 
haben, wobei erfreulicherweise zu 
verzeichnen ist, daß einige dieser For-
derungen bereits erfüllt bzw. durch 
die Regierung konkret in Angriff ge-
nommen worden sind. Wir denken 
dabei insbesondere an die gegenwär-
tig im Bundesarbeitsministerium lau-

i
I
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schaftspolitik, die einseitig und aus-
schließlich den Monopolen dient. 
Mehrwertsteuer, konzertierte Aktion 
ohne Spur von sozialer Symmetrie, 
Steuer-Vorauszahlung und Ablehnung 
der paritätischen Mitbestimmung lie-
gen ausschließlich im Interesse der 
Konzerne.

Zu Frage 2: Wenn überhaupt Priori-
täten aufgestellt werden müßten, so 
würden wir gegenwärtig den größten 
Wert darauf legen, daß durch eine 
Kombination von vermögens-, finanz- 
und wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
das vorhandene Ungleichgewicht bei 
der Einkommens- und Vermögens-
entwicklung beseitigt wird.

Die Lohnbewegung in der Metall-
industrie, insbesondere das direkte 
Eingreifen der Kollegen, zeigt, daß 
Arbeiter bereit sind, um ihre Inter-
essen zu kämpfen. Es ist deshalb not-
wendig, nicht länger auf die Inangriff-
nahme der gewerkschaftlichen Forde-
rungen durch die Bundesregierung zu 
irgendeinem unbestimmten Termin zu 
warten, sondern durch eigene Aktivi-
täten und aktive Beteiligung der Ge-
werkschaften an solchen Bewegungen 
in der Bevölkerung, wie z. B. Mieten- 
Proteste, Rote-Punkt-Aktion, Aktio-
nen gegen Preis- und Steuererhöhun-
gen, Druck auf Bonn auszuüben. Eines 
muß dabei jedem, vor allem jedem 
sozialdemokratischen Kollegen, klar 
sein: Wir dürfen auch bei dieser Re-
gierung nicht auf eigene Kritik ver-
zichten und zusehen, wie sie ständig 
dem Druck von rechts nachgibt. Die 
Interessen der Arbeiter, Angestellten 
und Beamten verlangen, daß die For-
derungen aus der Erklärung vom 22. 
Oktober 1969 verwirklicht werden.

Nach einer Mitteilung des stellvertre-
tenden DGB-Vorsitzenden Gerd Muhr 
geht die Lebens- und Rentenerwartung 
der 60- bis 65jährigen Männer, entge-
gen einer weitverbreiteten Ansicht, 
seit 1960 kontinuierlich zurück. Das 
unterstreiche die Wichtigkeit der 
DGB-Forderung nach Einführung einer 
variablen Altersgrenze, die es jedem 
Beschäftigten ermögliche, frei zwi-
schen dem Bezug von Altersrente und 
weiterer Beschäftigung zu wählen. 
Vor allem von Medizinern, Arbeits-
psychologen und -physiologen werde 
immer wieder hervorgehoben, sagte 
Muhr, daß die starre Altersgrenze 
nicht genügend den individuellen Ver-
schiedenheiten in der Gesundheit und 
Leistungsfähigkeit der einzelnen Ar-
beitnehmer Rechnung trage.

Heinz Wölzel, Betriebsrat bei J. H. 
Benecke und Mitglied des Verwal- 
tungssteilen-Vorstandes der IG Che-
mie-Papier-Keramik, Hannover: Vom 
Bundesvorstand des DGB wurde vor 
einem Jahr von der neuen Bundes-
regierung gefordert, wirksame Bei-
träge zum Frieden, für die Verständi-
gung und Entspannung zu leisten. In 
einer ersten Erklärung zum Moskauer 
Vertrag forderte der Bundesvorstand 
zu Recht eine Senkung der Rüstungs-
ausgaben. Das ist gut. Der Moskauer 
Vertrag schafft auch für uns Gewerk-
schafter neuen Spielraum. Ist es nicht 
doch letztendlich auch ein Erfolg der 
Bemühungen vieler Arbeiter und An-
gestellten für internationale Bezie-
hungen und Völkerverständigung. 
Jetzt muß der zweite Schritt folgen, 
indem der Vertrag umgehend vom 
deutschen Bundestag ratifiziert wird. 
Nur mit dieser Maßnahme erhält der 
Vertrag Leben und bleibt kein Papier 
mit schönen Worten. Die Ratifizierung 
wird zur Zeit bewußt von den rech-
ten Kräften zerredet und soll torpe-
diert werden. Um so dringender ist 
das gemeinsame Auftreten von So-
zialdemokraten, Kommunisten und 
liberalen Bürgern in ihren Wirkungs-
kreisen, um das Ja zum Moskauer 
Vertrag zu bekräftigen und damit die 
Forderung nach dringender Ratifizie-
rung zu unterstützen. Besonders die 
SPD-Genossen sollten verstärkt für 
den Vertrag eintreten, der von ihrem 
Vorsitzenden in seiner jetzigen Eigen-
schaft als Bundeskanzler unterzeich-
net wurde.

fenden Arbeiten für ein neues Be-
triebsverfassungsgesetz, an die Besei-
tigung des Rentnerbeitrages zur Kran-
kenversicherung, die Verbesserung 
der Versicherungspflichtgrenze in der 
Krankenversicherung und an einige 
erfreuliche Initiativen und Erfolge in 
der internationalen Politik.

Der DGB hat errechnet, daß die Reali-
sierung seiner Forderung 1971 an 
Mehrausgaben und Mindereinnahmen 
der Rentenversicherung zwischen 3 
und 3,5 Milliarden DM kosten würde. 
Außerdem sei mit einer Verringerung 
des Arbeitskräftepotentials um 1 Pro-
zent zu rechnen. Zur Finanzierung die-
ser dringenden sozialpolitischen Ver-
besserung schlug Muhr vor, daß künf-
tig Rehabilitationsmaßnahmen sowie 
Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsren-
ten von den Unternehmern zu finan-
zieren seien und außerdem die Bun-
deszuschüsse wieder erhöht werden 
müßten.

Günter Wolters, Mönchengladbach, 
Mitglied des Landesvorstandes der 
Gewerkschaft Nahrung-Genuß-Gast-

Heinz Hummler, Stuttgart, Betriebs-
ratsmitglied der Travo-Union und Mit-
glied der Verlreterversammlung der 
IG Metall: Ein Jahr nach der Erklärung 
des Bundesvorstandes des DGB an 
die neue Bundesregierung ist es nach 
meiner Meinung notwendig, eine erste 
Bilanz zu ziehen. Diese Erklärung, 
so kann man heute sagen, war und 
ist richtig im Interesse aller Arbei-
tenden. Kritisch muß jedoch festge-
stellt werden, daß die Politik der 
Bundesregierung sich wenig oder 
überhaupt nicht an den von den Ge-
werkschaften aufgestellten Forderun-
gen orientiert. Besonders deutlich 
wird das in der Schillerschen Wirt-
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statten in Nordrhein-Westfalen: Die 
Forderungen des DGB zur Regierungs-
neubildung von SPD und FDP spiegeln 
tatsächlich die Wünsche, Anliegen 
und Sorgen der arbeitenden Bevölke-
rung in der BRD, gleich 80 Prozent, 
wider. Suchen wir jetzt nach Lösungs-
möglichkeiten, diese Forderungen zu 
verwirklichen, fangen wir am besten 
bei den Gewerkschaftern an. Und 
zwar meine ich ganz bestimmte Kol-
legen, nämlich die im Bundestag die 
Interessen der Bevölkerung vertre-
ten sollen. Die Zahl der Gewerk-
schaftsmitglieder im Bundestag 
schwankt um die 50 Prozent. Ich glau-
be, daß das eine gute Basis ist, die 
Forderungen der Gewerkschaften und 
arbeitenden Bevölkerung durchzuset-
zen. MdB nehmen laufend an Kon-
gressen und Tagungen der Gewerk-
schafter teil, mal als Gäste, mal als 
Delegierte mit Stimmrecht, wo ihre 
Kollegen ihre Forderungen an diese 
Bundesregierung unter sozialdemokra-
tischer Führung formulieren. Sie neh-
men an den Diskussionen und Ab-
stimmungen teil. Wir müssen ver-
stärkt darauf drängen, daß die MdB 
sich auch noch nach den Tagungen 
an diese Beschlüsse ihrer Gewerk-
schaften erinnern und sie sich auch in 
ihrer politischen Arbeit zu eigen ma-
chen, indem sie aktiv auf die Ver-
wirklichung drängen.
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Ein Betrieb in Winnenden: Klein aber „oho“
Heute in vier Wochen Jahresproduktion von 1957

Zur Person:
Erich Weigel

Erich Weigel ist 45 Jahre alt, verhei-
ratet und von Beruf Dreher. Seit 1957 
ist er Mitglied des Betriebsrates in 
der AEG Winnenden und von 1964 an 
Betriebsratsvorsitzender. Daneben ist 
Erich Weigel Mitglied der Ortsverwal-
tung der IG Metall Waiblingen und 
politisch organisiert in der DKP. Als 
Delegierter des 8. DGB-Kongresses ist 
er zugleich Delegierter des bevorste-
henden außerordentlichen Kongresses 
im Mai 1971.

Erich Weigel sagt, daß der Betriebs-
rat sehr daran interessiert sei, im 
Betrieb selbst Fachkräfte durch Quali-
fizierung von Belegschaftsmitgliedern 
heranzuziehen. Erst in letzter Zeit ist 
die Betriebsleitung auf diese Forde-
rung des Betriebsrates eingegangen. 
Erich Weigel möchte aber noch weiter 
gehen. Er wünscht private Möglichkei-
ten zur Ausbildung von Belegschafts-
mitgliedern mit Unterstützung des Be-
triebes, um eine möglichst freie Ent-
faltung der Auszubildenden zu sichern.

hörigkeit nach einem etwas kompli-
zierten Verfahren.

Etwas schwierig ist das Verhältnis 
zwischen den Arbeitern und Ange-
stellten im Betrieb. Die Angestellten 
sind ausschließlich in der DAG orga-
nisiert. Der Betriebsratsvorsitzende 
Erich Weigel betrachtet das Verhält-
nis aber sehr objektiv. Er sagt: „Gibt 
es Spannungen, liegt die Schuld meist 
auf beiden Seiten. In der modernen 
Wirtschaft gleichen sich die Unter-
schiede zwischen Arbeitern und An-
gestellten immer mehr aus. Man muß 
darum gegenseitig bemüht sein, auf 
ein harmonisches Verhältnis hinzu-
arbeiten und gemeinsam die gleichen 
Interessen vertreten."

gearbeitet wird, auch viel Reibereien 
zu bereinigen sind. Ferner ist der Be-
trieb zu schnell gewachsen, und auch 
aus dieser Tatsache ergeben sich hin 
und wieder Schwierigkeiten, die aber 
in der Regel im Interesse der Beleg-
schaft vom Betriebsrat ausgeräumt 
werden können. Kritisch ist nach den 
Worten des Betriebsratsvorsitzenden 
der Arbeitskräftemangel für den Be-
trieb. Fachkräfte fehlen, weil von der 
gegenüber Stuttgart zu geringen 
Lohnhöhe wenig Anreiz ausgeht, in 
den Betrieb zu kommen.

Der AEG-Betrieb in Winnenden, 20 
Kilometer von Stuttgart entfernt, ist 
mit rund 1650 Beschäftigten — dar-
unter 340 Angestellte und rund 600 
Frauen — nur ein verhältnismäßig be-
scheidener Teilbetrieb des Konzerns. 
In modernen großen und hellen Hal-
len werden hier Elektrowerkzeuge, be-
sonders elektrische Bohrmaschinen, 
produziert. Der Betrieb, 1957 noch 
in Stuttgart ansässig, hat aber eine 
bemerkenswerte Entwicklung hinter 
sich: Heute produziert die um ein 
Drittel gewachsene Belegschaft in 
einem Monat, wozu 1957 noch ein 
ganzes Jahr nötig war. Dieses rasante 
Anwachsen der Produktivität ist zwei-
fellos nicht allein auf die moderne 
technische Ausrüstung zurückzuführen, 
sondern im wesentlichen auf die stei-
gende Intensität der menschlichen Ar-
beitsleistung.

Seine Tätigkeit als Betriebsratsvorsit-
zender bringt viel Arbeit und manch-
mal auch Arger mit sich, aber Erich 
Weigel setzt sich mit seiner ganzen 
Person für seine Arbeit ein. Die Pro-
bleme dürften mit der wachsenden 
Rationalisierung im Betrieb größer 
werden, so meint Erich Weigel, „aber 
ich habe die Zuversicht, daß in unse-
rer Belegschaft die Erkenntnis von 
der Notwendigkeit gewerkschaftlicher 
Organisation stärker und stärker 
wird und wir gemeinsam, Betriebsrat 
und Belegschaft, die Probleme, die 
unsere Zeit bringt, lösen können".

Erschwert wird die Arbeit des Be-
triebsrates dadurch, daß nur 50 Pro-
zent der Beschäftigten gewerkschaft-
lich organisiert sind. Aber nach dem 
September-Streik 1969, der bei der 
AEG in Winnenden sehr erfolgreich 
war und der Belegschaft die Notwen-
digkeit gewerkschaftlichen Zusam-
menschlusses deutlich machte, steigt 
die Zahl der Belegschaftsmitglieder, 
die sich gewerkschaftlich organisieren. 
Bemerkenswert ist, daß die rund 600 
ausländischen Arbeitskräfte — zu-
meist Griechen — relativ besser orga-
nisiert sind als die einheimischen Ar-
beiter.

Erst 1949 kam Erich Weigel aus der 
Gefangenschaft zurück, aber die poli-
tischen Erkenntnisse, die Naziherr-
schaft, Krieg und Gefangenschaft bei 
ihm wachsen ließen, drängten ihn da-
zu, sich sofort gewerkschaftlich und 
politisch zu organisieren. „Man lebt 
als politisch und gewerkschaftlich han-
delnder Mensch bewußter", so sagt 
Erich Weigel. Uber seine gewerk-
schaftliche und politische Tätigkeit 
hinaus aber gilt seine Liebe der Na-
tur — er ist Mitglied der Natur-
freunde — und seinem Garten.

Was dem Betriebsratsvorsitzenden 
Weigel in bezug auf die Lohnverhält-
nisse Sorgen macht, ist die noch im-
mer nicht gelungene Angleichung der 
Frauenlöhne an die Männerlöhne, 
wenngleich auch der Betriebsrat hier 
ein erhebliches Stück weitergekommen 
ist. In dem Gespräch blieb nicht un-
erwähnt, daß zu den Löhnen ein ge-
staffeltes Weihnachtsgeld gezahlt wird 
und der Betriebsrat einen Sozialfonds 
verwaltet, der vom Unternehmen ge-
speist wird: pro Monat und Beschäf-
tigten werden 25 Pfennig in den Fonds 
abgeführt. Außerdem unterhält der 
Konzern Ferienheime und er zahlt 
Ruhegeld ab zehn Jahre Betriebszuge-
12

Einem Gespräch mit Erich Weigel, Be-
triebsratsvorsitzender der AEG Win-
nenden, ist zu entnehmen, daß zwar 
die Lohn- und Gehaltsverhältnisse in 
dem Betrieb sich im Vergleich zu ähn-
lichen Unternehmen durchaus sehen 
lassen können, aber sicherlich sind die 
Löhne und Gehälter gegenüber der 
Produktivitätssteigerung immer mehr 
zurückgeblieben. Schon während der 
Septemberstreiks 1969 habe sich die 
Belegschaft sehr entschieden für eine 
angemessene Verbesserung der Löhne 
eingesetzt. Die Effektivlöhne lagen 
vor der letzten Lohnbewegung im 
Durchschnitt 35 Prozent über dem 
Tariflohn.

AEG-Telefunken ist der zweitgrößte Elektro-Konzem nach Siemens in der Bun-
desrepublik. In der Rangliste der hundert größten Industrieunternehmen West-
deutschlands rangierte AEG-Telefunken 1968 mit einem Umsatz von 5,852 Mil-
liarden DM und einer Beschäftigtenzahl von 146 000 an der neunten Stelle. 1962 
betrug die Belegschaftsstärke 127 000 Beschäftigte und der Umsatz 3,112 Milliar-
den DM. Die Expansion dieses Konzerns ist danach ganz erheblich, und seit 
Jahren werden 16 Prozent Dividende auf zur Zeit 510 Millionen DM Aktien-
kapital ausgeschüttet. Neben Siemens und Standard Elektrik Lorenz AG (SEL) 
ist die AEG wesentlich im Rüstungsgeschäft engagiert. In diesem Jahr wird der 
Konzern für die Weiterentwicklung eine halbe Milliarde DM investieren.

Im letzten Lohnkampf der IG Metall 
in Baden-Württemberg hat sich die 
Belegschaft der AEG in Winnenden 
entschieden für die Forderung der 
Gewerkschaft ausgesprochen. Unter 
den Arbeitern gab es kein Verständ-
nis für die hartnäckige Haltung der 
Unternehmer in Baden-Württemberg. 
An einem Warnstreik zu Beginn der 
Lohnbewegung haben sich alle Arbei-
ter beteiligt, auch die im Betrieb be-
schäftigten ausländischen Arbeits-
kräfte. Das Resultat der Urabstim-
mung lag in Winnenden höher, näm-
lich 95,2 Prozent für Streik, als im 
Durchschnitt des Tarifgebietes Nord- 
württemberg-Nordbaden. H. S.
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Nach den Schwierigkeiten der Be-
triebsratstätigkeil gefragt, erklärte 
Erich Weigel, daß, wie immer in 
einem Betrieb, wo viel im Akkord



DPG tadelt Georg Leber

Frauenforum der DKP

Außerordentlicher Kongreß der Deutschen Postgewerkschaft 
fordert von Bundesregierung die paritätische Mitbestimmung

3. die Post von Einflüssen fremder 
Ministerien befreit ist.

1. dem zu bildenden Aufsicbtsrat je 
zur Hälfte (ohne „neutralen" Mann) 
Vertreter des öffentlichen Interesses 
und der Postbeschäftigten angehören;

Die Postgewerkschafter wollen ihre 
Ablehnung des Postverfassungsgeset-
zes erst überprüfen, wenn:
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weniger als ihre männlichen Kolle-
gen. Jede zweite erwerbstätige Frau 
arbeitet als Angestellte. Deren durch-
schnittliches Bruttomonatsgehalt ist so-
gar um ein Drittel niedriger als das 
der Männer.

Der außerordentliche Kongreß der Deutschen Postgewerkschaft stand am 22. 
und 23. Oktober 1970 in Kassel völlig im Zeichen des Verlangens der Post-
gewerkschafter nach paritätischer Mitbestimmung im neu zu bildenden Aufsichts-
rat der Bundespost. Die schroffe Ablehnung dieser Forderung durch Verkehrs-
und Postminister Georg Leber hat die Fronten weiter verhärtet. Außerdem 
faßte der Kongreß Beschlüsse zu Fragen des Gewerkschaftsbeitrages und über 
die Einführung einer Freizeit-Unfallversicherung.

Damit machte Leber klar, daß die 
Gegner der paritätischen Mitbestim-
mung nicht allein in der FDP zu su-
chen sind, und daß die Erklärung 
von sozialdemokratischen Politikern, 
die FDP allein sei die Mitbestim-
mungsbremse, nur eine Ausrede ge-
genüber den Gewerkschaftern ist. 
Georg Leber, der frühere Vorsitzen-
de der IG Bau-Steine-Erden, vertei-
digte den Gesetzentwurf des Bundes-
kabinetts, der für „Vertreter des öf-
fentlichen Interesses", für die Unter-
nehmerschaft und für die Beschäftig-
ten bei der Post bzw. die Gewerk-
schaften je 8 Aufsichtsratsmandate — 
die „Drittelparität" — vorsieht.

In der Bundesrepublik wird zwar viel 
von der Gleichberechtigung der Frau 
gesprochen und geschrieben, doch die 
Realitäten sehen anders aus. Obwohl 
unsere Wirtschaft nicht auf die Frauen 
verzichten kann, kennzeichnen viele 
Benachteiligungen ihre Stellung im 
Beruf. Marianne Konze, Leiterin des 
neugegründeten Arbeitskreises Frau-
enpolitik beim Parteivorstand der 
DKP, unterstrich im Referat besonders 
dieses Problem. So führte sie an, daß 
z. B. in der Industrie heule etwa drei 
Millionen Arbeiterinnen die am nied-
rigsten bezahlten Tätigkeiten verrich-
ten. Industriearbeiterinnen verdienen 
jede Woche einen Hundertmarkschein

In der Diskussion mußte Minister 
Leber sich fragen lassen, ob er den 
Arbeitnehmervertretem Verantwor-
tungslosigkeit unterstelle, weshalb er 
ihre Majorität in einem Aufsichtsrat 
ablehne. Dem ehemaligen 2. DPG- 
Vorsitzenden Gscheidle, der verge-
bens für die Regierungskonzeption 
zur Umwandlung der Post in ein

Bezeichnend war an dieser Tagung, 
daß die Frauen offen und leidenschaft-
lich ihre Probleme vortrugen. Am 
treffendsten umriß eine der jüngsten 
Teilnehmerinnen dieses Forums, Helga 
Mies, das ganze Problem der beruf-
lichen Bildung und Fortbildung der 
Frauen und Mädchen. Sie schilderte, 
wie sie auf der Suche nach einem 
ihren Wünschen entsprechenden Beruf 
von vielen Institutionen und Betrieben 
abgewiesen wurde, nur weil sie ein 
Mädchen ist.

Doris Tripp / Ruth Malkomes
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Georg Leber sorgte gleich zu Beginn 
des außerordentlichen Kongresses in 
seiner Begrüßung für Unruhe. Er 
kehrte in der Frage der paritätischen 
Mitbestimmung sein Innerstes nach 
außen und verkündete, daß „die im 
Bereich öffentlicher Unternehmen 
förmliche Parität in Wirklichkeit zu 
einer qualifizierten Majorität der 
Arbeitnehmer führen" müsse, denn 
man könne davon ausgehen, daß un-
ter den von der Regierung zu er-
nennenden Vertretern des öffentli-
chen Interesses im Aufsichtsrat 
„nicht nur Feinde der Arbeitnehmer" 
seien. Mitbestimmung in der priva-
ten Wirtschaft sei wohl denkbar, aber 
in den öffentlichen Unternehmen sei 
die Konsequenz diese: „Die Eisen-
bahn den Eisenbahnern, die Straßen-
bahn den Straßenbahnern und die 
Schlachthöfe den Metzgergesellen."

Ohne die aktive Einbeziehung der 
Frau in alle Bereiche des Lebens ist 
ein „gesellschaftlicher Fortschritt" nur 
eine Farce. Das wurde auf dem ersten 
Frauenforum der DKP im Oktober 
dieses Jahres in Frankfurt am Main 
deutlich, an dem etwa 650 Betriebs-
rätinnen, Elternbeiratsmitglieder, par-
teilose Frauen und Mitglieder der 
DKP teilnahmen. Wie sehr die Frauen-
probleme auf den Nägeln brennen, 
zeigt die Tatsache, daß statt der 400 
angemeldeten Teilnehmerinnen 650 
das Forum besuchten.
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Einstimmig lehnte der außerordent-
liche Gewerkschaftstag den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung zur 
Neuordnung der Unternehmensver-
fassung der Deutschen Bundespost 
ab, und zwar zur Hauptsache aus 
dem Grunde, weil Bonn die Forde-
rung der DPG nach Einführung der 
paritätischen Mitbestimmung bei der 
Post abgelehnt hat. Das Auftreten 
von Minister Leber und seines Staats-
sekretärs Gscheidle — bis vor einem 
Jahr noch 2. Vorsitzender der Post-
gewerkschaft — vor den Delegierten 
hat diese nicht umstimmen können, 
sondern eher noch in ihrer ablehnen-
den Haltung bestärkt.

In den beiden anderen Fragen, die 
Gegenstand des außerordentlichen 
Kongresses waren — Beitragsrege-
lung und Freizeit-Unfallversicherung 
— mußte der Hauptvorstand eine 
scharfe Mißbilligung der Delegierten 
hinnehmen. Sie warfen ihm vor, in 
eigenmächtiger Weise neue Beitrags-
sätze und die Versicherung einge-
führt zu haben. Die Freizeitversiche-
rung wurde nachträglich gebilligt. 
Dagegen wurde die Satzungsbestim-
mung gestrichen: „Der Hauptvor-
stand ist berechtigt, Höchstbeiträge 
festzusetzen." Sie wurde ersetzt 
durch die Bestimmung: „Die Ent-
scheidung über eine Änderung der 
Beitragsregelung obliegt allein dem 
Kongreß."

2. dem Aufsichtsrat eine unmittelbare 
Einflußnahme auf personelle und or-
ganisatorische Entscheidungen ein-
geräumt wurde;

„marktwirtschaftlich" geführtes Un-
ternehmen warb, bescheinigte der 
jetzige 3. Vorsitzende Heinz Esders 
ironisch, daß er immer mit größtem 
Engagement kämpfe: Kürzlich noch 
für, heute gegen die Belange der 
Postgewerkschafter.

Der außerordentliche Kongreß der 
Deutschen Postgewerkschaft war von 
einem ausgeprägten Selbstbewußtsein 
der Delegierten gekennzeichnet. Al-
lerdings wollte der Vorsitzende Sten-
ger von Kampfmaßnahmen zur Durch-
setzung der Mitbestimmungsforde-
rung vor der Presse nichts wissen. 
Die Postgewerkschafter werden eine 
solche Meinung wohl kaum tolerie-
ren. G. S.

Die unzureichende Zahl von Kinder-
gartenplätzen wie auch die antiquierte 
Betreuung in den vorhandenen Ein-
richtungen wurde am heftigsten dis-
kutiert. Viele Frauen würden den 
Weg eher ins Berufsleben finden, 
wüßten sie ihre Kinder in guten 
Kindergärten und Kindertagesstätten, 
die den heutigen Anforderungen ge-
recht werden.



Kritik am Berufsbildungsgesetz
Bundestagung des DGB für berufliche Bildung 
Unzumutbares Gesetz — Betroffene nicht vertreten

die Lehrabschlußprüfung muß eben-
so wie das Abitur zum Studium an 
der Hochschule berechtigen.

W. Petschick
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Gleichberechtigung und Gleichrangig- 
keit führen, wenn sie zur Verände-
rung der Herrschaftsstrukturen in der 
Gesellschaft beiträgt. Frister ermahnte 
die Gewerkschaften, entschiedener für 
die Interessen der Arbeiter und Ange-
stellten Stellung zu nehmen, weil 
sonst die Gefahr besteht, „mit der Zu-
stimmung von progressiv erscheinen-
den Veränderungen im Bildungswesen 
(z. B. der Arbeitslehre für Hauptschü-
ler) mit der Reaktion Hand in Hand 
zu arbeiten“.

Am 28. und 29. Oktober 1970 veranstaltete der DGB-Bundesvorstand in Frank-
furt am Main die im Dreijahresrhythmus stattfindende Bundestagung für beruf-
liche Bildung. Rund 400 Teilnehmer — Gewerkschaftsfunktionäre, Ausbilder 
und Berufspädagogen sowie Vertreter der Untemehmerkammern, der Arbeits-
und Kultusministerien — beschäftigten sich hauptsächlich mit der Bilanz nach 
einem Jahr Berufsbildungsgesetz und der Integration von allgemeiner und 
beruflicher Bildung. Das am 1. September 1969 in Kraft getretene „unzu-
reichende Gesetz" hat die Bundestagung negativ bilanziert.

Solange nicht weitergehende Forde-
rungen realisiert werden können und 
entsprechende Modelle entwickelt 
sind, wäre es für die Gewerkschaften 
notwendig, folgende Sofortaufgaben 
in Angriff zu nehmen:

■ bei Fortbestehen von betrieblicher 
Ausbildung den Zeitanteil von Be-
trieb und Berufsschule auf 50 zu 50 
zu erhöhen;

■ die Berufsfachschulen in Fachober-
schulen umzubenennen und diesen 
zu ermöglichen, Ausbildung für die 
beruflichen Ttäigkeiten zu vermit-
teln, die nach einer halbjährigen 
betrieblichen Einarbeitungszeit ab-
zuschließen sind;

Im Gegensatz zu den Ausführungen 
Arendts enthielt die Rede des Vor-
sitzenden der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft, Erich Frister — er 
sprach über die Integration von allge-
meiner und beruflicher Bildung —, 
Ansätze einer Systemkritik und Al-
ternativen im Interesse der Arbeiter-
klasse. Frister entlarvte die bis heute 
bestehende Trennung von allgemeiner 
Bildung und der sogenannten höheren 
Schule und beruflicher Bildung in Be-
trieb und Berufsschule als klassenbe-
dingt. Auch heute noch habe die all-
gemeine Bildung die Funktion als ein 
„Instrument der Führungsschicht dem 
eigenen Nachwuchs die Führungspo-
sitionen zu sichern". Diese Führungs-
schicht könne man auch nach Marx 
als „herrschende Klasse bezeichnen".

Die Berufsbildung hingegen werde un-
ausgesprochen als niedrigere Bildung 
angesehen. Sie sei „vorwiegend auf 
das Training von Fähigkeiten, die mit 
körperlicher Leistung oder mechani-
schen Tätigkeiten verbunden sind", 
ausgerichtet. Den Unterschied zwi-
schen beiden Bildungsbereichen defi-
nierte Frister: „Allgemeine Bildung ist 
berufliche Bildung für die Herrschen-
den, berufliche Bildung ist allgemeine 
Bildung für die Beherrschten."

«m Verlauf der Tagung wurde nur zu 
deutlich: „Das neue Gesetz festigt alte 
Privilegien. Die Arbeitgeber haben in 
allen entscheidenden Fragen ihre 
Machtposition behauptet. Es sind ihre 
Kammern, die für die Regelung und 
Überwachung der Berufsausbildung 
zuständig sind." So heißt es in dem 
schriftlich vorgelegten Bericht von 
Horst Lemke und Otto Semmler. Dar-
an haben auch die Berufsbildungsaus-
schüsse im Bundesmaßstab, in den 
Ländern und bei den Kammern nichts 
geändert. Diesen Ausschüssen wurde 
nur eine beratende Funktion einge-
räumt, und in vielen Fällen haben die 
Unternehmer ihre Konstituierung mo-
natelang hinausgezögert. Von einer 
wirksamen Mitbestimmung der Ge-
werkschaften — von den Auszubil-
denden ganz zu schweigen — kann 
nicht gesprochen werden.

In den fünf Arbeiskreisen wie auch 
im Plenum der Konferenz kritisierten 
vor allem Funktionäre der Gewerk-
schaftsjugend, daß die von den skan-
dalösen Mißständen in der beruflichen 
Bildung betroffenen Lehrlinge und 
jungen Arbeiter sowie die Jugend-
sprecher nicht vertreten waren. Maria 
Weber, das für berufliche Bildung zu-
ständige DGB-Bundesvorstandsmit-
glied, kritisierte in ihrer Eröffnungs-
rede, daß nach einem Jahr Berufsbil-
dungsgesetz die Berufausbildung im-
mer noch eine „Domäne der Unter-
nehmer" sei. „Die Zuordnung der 
beruflichen Bildung zu dem im Grunde 
längst überholten Kammersystem der 
Unternehmer" bezeichnete sie als 
einen „Rückfall in ständische Vorstel-
lungen vergangener Zeiten".

Arendt konnte auch nicht umhin ein-
zugestehen, daß die Auszubildenden in 
großem Umfange zu ausbildungsfrem-
den Nebenarbeiten gezwungen wer-
den. In den Arbeitskreisen wurde 
zwar diese weitverbreitete Lehrlings-
ausbeutung etwas deutlicher gemacht 
und das Profitstreben beim Namen 
genannt, aber das ganze Ausmaß der 
Lehrlingsschinderei, wie es bei zahl-
reichen Demonstrationen, Arbeiterju-
gendtribunalen und in Flugblättern 
angeklagt wurde, widerspiegelte sich 
kaum auf dieser gewerkschaftlichen 
Tagung.

Angesichts der tiefen Krise in der be-
ruflichen Ausbildung mußte auch Bun-
desarbeitsminister Walter Arendt den 
gegenwärtigen Zustand als „grau und 
glanzlos" bezeichnen. Unter anderem 
legte er dar, daß 15 000 Berufsschul-
lehrer fehlen, das sind 39 Prozent al-
ler Lehrerstellen an Berufsschulen. 
Von den 531 anerkannten Ausbil-
dungsberufen sind bei mehr als der 
Hälfte die Ordnungsmittel älter als 
30 Jahre. Demnach wird heute nach 
Ordnungsmitteln — Berufsbild, Prü-
fungsanforderungen usw. — ausgebil-
det, die während der Zeit des Faschis-
mus festgelegt wurden.
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Wenn man glaubt, durch Gespräche 
mit den Unternehmern in den Berufs-
bildungsausschüssen und anderen Gre-
mien allein etwas zu ändern — das 
war die Ansicht von Maria Weber auf 
eine entsprechende Frage von NACH-
RICHTEN —, dann bleiben die beste-
henden Ausbildungsmonopole der Un-
ternehmer unangetastet. Notwendig 
ist, mit einer klaren Zielvorstellung 
die zum Kampf bereiten Lehrlinge und 
jungen Arbeiter für wirkungsvolle 
Aktionen zu mobilisieren. Das sollte 
ein entscheidendes Fazit dieser DGB- 
Bundestagung sein.

Wenn auch die von Maria Weber in 
ihrem Schlußwort vorgetragenen For-
derungen in bezug auf die berufliche 
Bildung eine breitere Palette enthiel-
ten, so blieben sie doch hinter den 
Maßstäben des Vorsitzenden der Ge-
werkschaft Erziehung und Wissen-
schaft zurück. Ebenfalls unbefriedi-
gend blieb die Orientierung auf eine 
kämpferische Durchsetzung der ge-
werkschaftlichen Forderungen. Daß 
die Verantwortlichen im DGB-Bundes- 
vorstand nicht daran denken, die 
Lehrlinge und Jungarbeiter auf Ak-
tionen zu orientieren, ging schon dar-
aus hervor, daß sie zur Bundestagung 
nicht eingeladen wurden. Ihre Anwe-
senheit hätte der Tagung einen we-
sentlich anderen Charakter gegeben.

■ alle Möglichkeiten, betriebliche 
Ausbildung in Schulen zu verla-
gern, auszuschöpfen;

Ohne diese von der Klassenstruktur 
bedingte Trennung zu beachten, sagte 
Frister, sei es nicht möglich, Verän-
derungen einzuleiten. Darum sei die 
Integration beider Bildungseinrich-
tungen zunächst kein pädagogisches 
oder fachdidaktisches Problem, son-
dern eine politische Aufgabe. Die 
Integration werde nur dann zur
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Gruppenkonferenzen
der IG Chemie-Papier-Keramik
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rückzuweisen. Keiner der führenden 
SPD-Politiker orientierte darauf, der 
Hetze und Demagogie des Rechts-
blocks entschieden den Kampf anzu-
sagen.

Am 9. und 10. Oktober 1970 veran-
staltete die IG Chemie - Papier - Kera-
mik in Koblenz ihre 10. Bundeskon-
ferenz für die kautschuk- und kunst-
stoffverarbeitende Industrie; vom 28. 
bis 30. Oktober fand in Kronach die 
8. Industriegruppenkonferenz „Feinke-
ramik" statt. Auf beiden Konferenzen 
wurden Probleme von über 100 000 
Gewerkschaftsmitgliedern dieser Bran-
chen behandelt.

SPD-„Arbeitnehmerkonferenz”

Am 10./11. Oktober 1970 veranstaltete der Parteivorstand der SPD in Schwein-
furt seine erste Bundes-Arbeitnehmerkonferenz, an der rund 300 Vertreter von 
sozialdemokratischen Betriebsgruppen und sozialdemokratische Gewerkschafts-
funktionäre teilnahmen. Das Verlangen der Arbeiterschaft nach sozialer Sicher-
heit und Mitbestimmung widerspiegelte sich in Diskussionen und Anträgen 
auch auf dieser Konferenz. Zugleich empörten sich die Delegierten über die 
soziale Demagogie der CDU/CSU und die Hetze des Springer-Konzerns gegen 
jede Maßnahme, die dem sozialen Fortschritt und dem Frieden dient.

In der Innen- und vor allem der 
Sozialpolitik bemühten sich die Red-
ner, die Regierungspolitik als erfolg-
reich darzustellen. So wurden vorhan-
dene Mißstände wie die vom Groß-
kapital manipulierte Preislawine und 
der Mietwucher verniedlicht sowie 
nicht realisierte Gegenmaßnahmen, 
z. B. gegen die Mieterhöhungen, al-
lein der langsam arbeitenden Ministe- 
rialbürokratie angelastet.

Maria Weber, Mitglied des geschäfts-
führenden Bundesvorstandes des DGB, 
empfing am 20. Oktober 1970 im 
Hans Böckler-Haus in Düsseldorf zu-
sammen mit den übrigen Mitgliedern 
des geschäftsführenden Bundesvor-
standes 40 Vertreterinnen nationaler 
Frauenorganisationen ost- und west-
europäischer Länder. In einer mehr-
stündigen Aussprache erläuterte Maria 
Weber den Gästen die soziale Lage 
der berufstätigen Frau in der Bun-
desrepublik.

Von dieser ersten Bundestagung er-
hielten die sozialdemokratischen Ge-
werkschafter kaum einen Impuls für 
die Durchsetzung ihrer berechtigten 
Forderungen im Kampf gegen das 
Großkapital. So war bezeichnend, daß 
die Warnstreiks von mehr als 500 000 
Arbeitern und Angestellten der Me-
tallindustrie nicht einmal erwähnt 
wurden; geschweige daß die Konfe-
renz eine Solidaritätsadresse ange-
nommen hätte.

Heinz Seeger, Mitherausgeber 
NACHRICHTEN und Mitglied 
Redaktionskollegiums, wurde auf dem 
5. ordentlichen Unionstag der DFU 
wieder in den Vorstand gewählt.

Dieser Antikommunismus schadet auch 
dann der Arbeiter- und Gewerk-
schaftsbewegung, wenn er nicht mehr 
in der „naiven" Form betrieben wer-
den soll. Damit wird die notwendige 
Aktivität gegen das Großkapital ge-
lähmt. Nur wenn Sozialdemokraten 
und Kommunisten gemeinsam han-
deln — das haben die Warnstreiks in 
der Metallindustrie bewiesen —, kann 
die Macht der Monopole eingeschränkt 
und auch auf politischem Gebiet durch 
eine rasche Ratifizierung des Mos-
kauer Vertrages mitgeholfen werden, 
den Frieden zu garantieren und Abrü-
stungsmaßnahmen zu verwirklichen.

W. P.

Leonard Woodcock, Präsident der US- 
amerikanischen Automobilarbeiter-
gewerkschaft (UAW), ist in diese 
Funktion gewählt worden, nachdem 
der bisherige Präsident, der welt-
bekannte Walter P. Reuther, kürzlich 
tödlich verunglückt ist.

Obwohl angesichts des Angriffs der 
vom Großkapital unterstützten CDU/ 
CSU und NPD die Erkenntnis eine 
Rolle spielte, daß der Feind rechts 
steht, gab es daraus keine Schlußfol-
gerungen. Im Gegenteil kehrten einige 
offizielle Konferenzredner, wie Weh-
ner und Arendt, die Stoßrichtung um 
und orientierten die sozialdemokra-
tische Betriebsarbeit auf die Ausein-
andersetzung mit den kommunisti-
schen Arbeitern.

Auch aus den Reihen der Delegierten 
kam nur eine gemäßigte Kritik an 
den Versäumnissen und Fehlern der 
sozialdemokratisch geführten Bundes-
regierung. Sehr vorsichtig wurden die 
Lohnsteuervorauszahlungen und die 
geplante Erhöhung der Stationie-
rungskosten angegriffen. Der stellver-
tretende DGB-Vorsitzende Gerd Muhr 
kritisierte, daß es vielen Gewerk-
schaftern „unverständlich" sei, „wie-
so dieselbe SPD, die damals mit gro-
ßem Nachdruck gegen den Lücke-Plan 
kämpfte, heute Vorschläge für eine 
Mietpreisbindung ablehnt, weil darin 
ein Verstoß gegen „marktwirtschaft-
liche Prinzipien" läge.

Max Müller, Mitglied des Betriebs-
rats der Klöckner-Hütte Bremen, 
wurde im Oktober wegen 25jähriger 
ununterbrochener Betriebsratstätigkeit 
auf der Bremer Hütte geehrt. Aus die-
sem Anlaß hatten sich versammelt: die 
Mitglieder des Betriebsrats der Klöck-
ner-Hütte Bremen, Mitglieder des IG- 
Metall-Vorstandes Bremen, der Vor-
sitzende des Gesamtbetriebsrats aller 
Klöckner-Unternehmen, der Vorsit-
zende des DGB-Kreisausschusses Bre-
men, die Arbeitsdirektoren der Klöck-
ner-Hütten Bremen und Haspe sowie 
des Gesamtkonzerns, Vertreter des 
Vorstandes der IG Metall/Zweigbüro 
Düsseldorf sowie kaufmännische und 
technische Direktoren der Klöckner- 
Hütten. Zuvor hatten bereits der Be-
zirksvorstand der DKP und der DKP- 
Bundesvorsitzende, Kurt Bachmann, 
dem Jubilar gratuliert. Max Müller 
ist ein weit über Bremen hinaus be-
kannter Kommunist.

Die offiziellen Redner wie Wehner, 
Arendt und Vetter, trugen der Stim-
mung der Teilnehmer gegen die 
Machtergreifungspläne der CDU/CSU 
sowie den Angriffen dieser Kräfte 
auf die Ansätze für eine Entspan-
nungspolitik Rechnung. Herbert Weh-
ner fand scharfe Worte gegen die 
CDU/CSU und hielt ihr unter ande-
rem Kumpanei mit der neonazistischen 
NPD vor. Unbeantwortet blieb aller-
dings die Frage, was jetzt zu tun ist, 
um diesen konzentrierten Angriff der 
Kräfte von Barzel, Strauß und Thad-
den durch entschlossenes Handeln zu-

Keine Impulse für Kampf um berechtigte Forderungen 
Nur sehr vorsichtige Kritik an groben Mißständen
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Auf der Konferenz in Kronach vertei-
digte der IG-Chemie-Vorsitzende, Karl 
Hauenschild, das Recht der Gewerk-
schaften, sich um die Politik zu küm-
mern. Auch das sei Interessenvertre-
tung für die Gewerkschaftsmitglieder. 
Hauenschild sagte: „Schließlich kön-
nen falsche Entscheidungen, die die 
Politiker treffen, für die Arbeitneh-
mer von größerer Tragweite sein, als 
etwa ein einmaliger Mißerfolg der 
Gewerkschaften auf dem Gebiet, das 
viele für das klassische Gebiet der 
gewerkschaftlichen Betätigung halten, 
nämlich in der Tarifpolitik. Tarifpo-
litische Entscheidungen sind im allge-
meinen von Jahr zu Jahr korregierbar. 
Gewerkschaften, die das wissen, und 
die trotzdem auf politische Einfluß-
nahme verzichten würden, laufen Ge-
fahr, sich selbst aus der Geschichte 
hinauszumanövrieren und sich zur 
Brot- und Butter-Institution zu degra-
dieren."
11/70



Lahme Gesellschaftspolitik

Audi die Ausweitung des Milbestlm- 
mungsredits der Betriebsräte hält sich

16

Mitbestimmung und Vermögensbildung auf langer Bank 
Schlechtes Resultat nach einem Jahr Regierungswechsel

lingt, die Verabschiedung auf unbe-
stimmte Zeit hinauszusdüeben.

Inzwischen ist der Referentenentwurf 
des Arbeitsministeriums in der Öffent-
lichkeit bekannt geworden, ohne daß 
damit schon gesagt werden kann, daß 
dieser Entwurf von der Koalitionsre-
gierung akzeptiert wird und als Re-
gierungsentwurf vor den Bundestag 
kommt. Vielmehr ist zu erwarten, daß 
nach massiver Intervention der Un-
ternehmerverbände der Entwurf des 
Arbeitsministeriums von der FDP, 
aber auch von Vertretern der SPD, 
abgeblockt wird.

in dem Entwurf Waller Arendts nur 
in bescheidenen Grenzen. Während 
z. B. der Gesetzentwurf des DGB dem 
Betriebsrat ein direktes Mitbestim-
mungsrecht bei ordentlichen Kündi-
gungen einräumt, die nur mit Zustim-
mung des Betriebsrates zulässig sind, 
bleibt der Referentenentwurf des Ar-
beitsministeriums bei der Formulie-
rung: „Der Betriebsrat ist vor jeder 
Kündigung zu hören." Die geringe 
Verbesserung bezieht sich auf die 
Feststellung, daß der Betriebsrat, falls 
er Bedenken gegen eine ordentliche 
Kündigung hat, diese unter Angabe 
der Gründe dem Arbeitgeber inner-
halb von einer Woche schriftlich mit-
teilen soll. Besteht der Unternehmer 
trotzdem auf Kündigung, so kann der 
Gekündigte den Einspruch des Be-
triebsrates zum Gegenstand eines 
Prozesses vor dem Arbeitsgericht auf 
Grund des Kündigungsschutzgesetzes 
machen.

NACHRICHTEN werden nach Verab-
schiedung des Referentenentwurfes 
durch die Bundesregierung den Ent-
wurf noch einmal kritisch unter die 
Lupe nehmen und dabei feststellen, 
wie weit der Regierungsentwurf von 
den Vorschlägen zur Änderung des 
BetrVG des Deutschen Gewerkschafts-
bundes abweicht. Fraglich bleibt es 
aber, ob das Kabinett überhaupt, so 
wie es für Oktober vorgesehen war, 
den Vorschlag des Arbeitsministe-
riums diskutiert und verabschiedet. 
Es ist ebenso sehr damit zu rechnen, 
daß es dem Koalitionspartner FDP ge-

Aber der Bundesarbeitsminister, Wal-
ter Arendt — vor seiner Ministertätig-
keit Vorsitzender einer Gewerkschaft 
aus dem Montanbereich, in dem die 
paritätische Mitbestimmung praktiziert 
wird—, hat vor Journalisten die Erklä-
rung abgegeben, daß in der laufenden 
Legislaturperiode des Bundestages 
keine Ausweitung des wirtschaftlichen 
Mitbestimmungsrechtes zu erwarten 
sei. Arendt betonte, daß nach der 
Koalitionsvereinbarung zwischen SPD 
und FDP ein Gesetzentwurf der Bun-
desregierung über die wirtschaftliche 
Mitbestimmung nicht einmal zur Dis-
kussion gestellt werden soll. Die Re-
gierung will lediglich zum sogenann-
ten Biedenkopf-Gutachten Stellung 
nehmen und sich darauf beschränken, 
eine Novelle zum Betriebsverfas-
sungsgesetz (BetrVG) vor den Bundes-
tag zu bringen.

Der Entwurf des Arbeitsministeriums 
verzichtet im Gegensatz zum DGB- 
Entwurf nicht auf den Wirtschaftsaus-
schuß. Der DGB verlangt in seinem 
neuen Änderungsentwurf, daß die 
Rechte des Wirtschaftsausschusses 
vom Betriebsrat wahrgenommen wer-
den und wichtige Informationen nicht 
über die Schaltstelle Wirtschaftsaus-
schuß an den Betriebsrat gehen. Be-
denklich ist in dem Entwurf des Ar-
beitsministeriums weiter die Ein-
schränkung der Verpflichtung zur Ab-
haltung von Betriebsversammlungen 
und der Vorschlag, dafür Teilver-
sammlungen der einzelnen Betriebs-
abteilungen durchzuführen.

Ein gleiches Schicksal soll noch einem 
anderen Reformplan aus dem Bundes-
arbeitsministerium bereitet werden, 
bekanntlich hat der Bundeskanzler in 
seiner Regierungserklärung den Ar-
beitern und Angestellten eine fort-
schrittliche Vermögenspolitik verspro-
chen. Inzwischen haben vier Staats-
sekretäre einen Plan für — wie es 
so schön heißt — „Vermögensbildung 
in Arbeitnehmerhand" formuliert. Die-
sem Plan liegen Gedanken zugrunde, 
die 1957 der damalige Leiter des Wirt-
schaftswissenschaftlichen Institutes der 
Gewerkschaften (WW1), Prof. Bruno 
Gleilze, entwickelt hatte.

Dabei entspricht der Entwurf für die 
Reform des BetrVG aus dem Arbeits-
ministerium in wesentlichen Punkten 
keineswegs den gewerkschaftlichen 
Vorstellungen. Er enthält zwar Ver-
besserungen gegenüber dem jetzt gel-
tenden Betriebsverfassungsrecht, ohne 
aber an dem grundsätzlichen Charak-
ter des alten BetrVG etwas zu än-
dern. Nach wie vor werden die Be-
triebsräte auf die „vertrauensvolle 
Zusammenarbeit" mit dem „Arbeit-
geber" verpflichtet, zum Wohle der 
„Arbeitnehmer und des Betriebes". 
Hier besteht die einzige Änderung 
darin, daß gegenüber der bisherigen 
Formulierung das Wohl des Arbeiters 
vor dem Wohl des Betriebes genannt 
wird.

Dem Entwurf der Staatssekretäre zu- 
toige sollen alle Unternehmen mit 
mehr als 100 000 Mark steuerpflichti-
gem Jahresgewinn gesetzlich verpflich-
tet werden, 2 bis 10 Prozent in einen 
Fonds abzuführen. Das Recht, aus die-
sem Fonds Zertifikate zu beziehen, 
haben alle gegen Lohn und Gehalt Be-
schäftigten unterhalb einer bestimm-
ten Einkommensgrenze. Vorausset-
zung ist aber, daß die Bezieher von 
Zertifikaten 10 Prozent als Eigenbei-
trag leisten.

Die Arbeiterschaft und ihre Gewerk-
schaften tun gut daran, ihre Hoffnun-
gen auf die Reformfreudigkeit den 
Regierung Brandt/Scheel auf kleine 
Flamme zurückzuschrauben. Sie wer-
den aus der einjährigen Tätigkeit der 
Bundesregierung den zwingenden 
Schluß ziehen müssen, daß gesell-
schaftliche Reformen wie eine wirk-
same wirtschaftliche Mitbestimmung 
und eine sozial gerechtere Vermö-
genspolitik nicht als ein Geschenk 
von Bundesregierung oder Parlament 
entgegengenommen werden können, 
sondern nur durch gewerkschaftspoli-
tische Aktivität zu erreichen sind. Ge-
meinsames Handeln und starke Ge-
werkschaften sind immer noch der 
sicherste Weg zur Durchsetzung 
grundlegender Reformen und zur 
Veränderung unserer Gesellschaft.

Verständlich, daß die Unternehmer 
gegen diesen Plan Sturm liefen, be-
vor er überhaupt in der Öffentlichkeit 
bekannt wurde. Aber nicht nur die 
Unternehmer, sondern neben dem 
FDP-Minister Genscher haben Wirt-
schaftsminister Schiller und Finanzmi-
nister Möller heftig Einspruch einge-
legt mit dem Resultat, daß auch dieser 
Reformplan des Arbeitsministeriums 
in die tiefen Schubladen der Regie-
rungskoalition verschwinden dürfte.

Wie sich in einer Umfrage der NACH-
RICHTEN (vgl. auch Seite 10/11) her-
ausgestellt hat und auf gewerkschaft-
lichen Veranstaltungen deutlich wurde, 
erwarten die Gewerkschaftsmitglieder 
immer dringlicher die Verwirklichung 
der Mitbestimmung und einer gerech-
teren Einkommens- und Vermögens-
verteilung durch diese Regierung. 
Diese Probleme vertragen keinen 
Aufschub mehr. sr
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Die Regierung des sozialdemokratischen Bundeskanzlers Brandt soll eine 
Regierung der inneren Reformen sein: so steht es in dem vor einem Jahr vor 
dem Bundestag dargelegten Regierungsprogramm. Bisher ist aber die SPD/ 
FDP-Regierung den Beweis schuldig geblieben, diesen Titel mit Recht für sich 
in Anspruch nehmen zu können. Das betrifft vornehmlich jene gesellschafts-
politischen Reformen, die die Gewerkschaften von einer sozialdemokratisch 
geführten Bundesregierung erwarten konnten; und hier wiederum ist an erster 
Stelle die Gewerkschaftsforderung auf Ausweitung der paritätischen Mitbe-
stimmung zu nennen.



Es hapert mit Reformen
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Bundesregierung läßt nötige Energie vermissen 
DGB-Forderungen werden ungenügend beachtet

Auch hier müssen die Gewerkschaften 
feststellen, daß die Brandt/Scheel-Re- 
gierung die Erwartungen der Gewerk-
schaften enttäuscht hat. Die Wirt-
schafts- und finanzpolitische Entwick-
lung ist entgegen den Gewerkschafts-
forderungen verlaufen, das Ungleich-
gewicht in der Einkommens- und Ver- 
möaensverteilung größer geworden, 
Preise und Mieten sind weiter ge-
stiegen, ohne daß wirksame Maßnah-
men zur Unterbindung der Preisstei-
gerungen ergriffen wurden.

Beseitigung des Ungleichgewichtes der 
Einkommensentwicklung zu Lasten der 
Arbeitnehmer;

spürbare Erhöhung des Anteils der 
Arbeitnehmer an der Vermögensbil-
dung der Volkswirtschaft;

In der Sozialpolitik kann die Bundes-
regierung einige aktive Bilanzposten 
aufweisen: Der Krankenversicherungs-
beitrag der Rentner wurde gestrichen, 
die Kriegsopferversorgung dynami-
siert und, wenn auch unzureichend, 
verbessert; Kommissionen zur Vor-
bereitung der Krankenversicherungs-
reform und zur Schaffung eines Ar-
beitsgesetzbuches sowie eines Sozial-
gesetzbuches wurden einberufen und 
erstmals ein Sozialbericht mit Sozial-
budget und ein Aktionsprogramm zur 
Rehabilitation der Behinderten veröf-
fentlicht.

Lohnsteuer an der ersten Stelle im 
Bundesetat 1971.

2.

Auch zu Fragen der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik hatte der DGB-Bundes-
vorstand klare Aussagen gemacht und 
unter anderem gefordert:

Allerdings blieb der DGB in seiner 
Erklärung vom 22. Oktober 1969 nicht 
bei der Beseitigung des Rentnerbei-
trages zur Krankenversicherung ste-
hen, sondern forderte generell die 
Aufhebung der Nachteile der mittel-
fristigen Finanzplanung in der So-
zialversicherung. Dazu gehört z. B. die 
Wiederanhebung der Bundeszuschüsse 
zur Rentenversicherung, deren Anteil 
an den Gesamtausgaben von 31 Pro-
zent im Jahre 1957 auf jetzt 15 Pro-
zent zurückgegangen ist.
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Nach einjähriger Reqierungstätigkeit 
muß nüchtern festgestellt werden, daß 
von der Bundesregierung keine ent-
scheidenden Maßnahmen zur Zurück-
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Weder die Erhöhung des Arbeitneh-
merfreibetrages von 312 auf 264 DM 
im Jahr, noch der neue Vermögens-
plan der vier Staatssekretäre, der eine 
2- bis lOprozentige Gewinnabgabe der 
Großunternehmer vorsieht, aber die 
Riesengewinne des Großkapitals un-
angetastet läßt, können an der ein-
seitigen Vermögenskonzentration et-
was ändern. Und was die Steuerbela-
stung der Lohn- und Gehaltsempfän-
ger betrifft, so ist sie nicht nur durch 
die Konjunkturzuschläge größer ge-
worden — das erste Mal in der Ge-
schichte der Bundesrepublik steht die

Die SPD/FDP-Regierung hat dieser Tage eine Bilanz ihrer einjährigen Regie-
rungstätigkeit unter dem Titel „Aufbruch in die 70er Jahre" der Öffentlichkeit 
vorgelegt. In dieser Broschüre stellt die Bundesregierung fest, sie habe besser 
und effektiver gearbeitet, als jede Bundesregierung in den vergangenen 20 
Jahren.

drängung der Macht der Konzerne 
und Monopole in der Wirtschaft er-
griffen oder auch nur eingeleitet wur-
den. Die Novellierung des Betriebs-
verfassungsgesetzes kann diese grund-
sätzliche gesellschaftspolitische Frage 
unserer Zeit nicht lösen.

Offen geblieben oder nur unzureichend 
erfüllt sind einige andere wichtige so-
zialpolitische Forderungen des DGB. 
So hat die Bundesregierung sich über 
die „Wahlfreiheit der Altersgrenze" 
seit einem Jahr unterhalten, doch 
keiner weiß, ob und wann diese ge-
werkschaftliche Forderung verwirk-
licht werden soll. Ähnlich ist es mit 
der Aufhebung der Versicherungs- 
pflichtgrenze für Angestellte in der 
Krankenversicherung. Hier ist die 
Bundesregierung nur bis zu einer be-
stimmten Grenze auf die Gewerk-
schaftsforderungen eingeqangen. Auch 
die Forderungen des DGB zum Fami-
lienlastenausgleich, zur Regelung der 
Steuervergünstigung für Kinder, nach 
einer einheitlichen Kindergeldqesetz- 
gebung und einem Sonderurlaub für 
Mütter nach Ablauf der Schutzfrist, um 
nur einige zu nennen, harren noch der 
Erfüllung.

In der Bildungspolitik hat die Bun-
desregierung einiges getan in bezug 
auf Planung und Einleitung von Maß-
nahmen zur Überwindung des Bil-
dungsnotstandes. Aber es bleibt der 
Eindruck, daß alle vorgesehenen Maß-
nahmen weniger im Interesse einer 
auch für die Arbeiterschaft fortschritt-
lichen Bildungspolitik liegen, sondern 
vielmehr der Befriedigung von Not-
wendigkeiten dienen, die der tech-
nisch-wissenschaftliche Fortschritt auf-
gibt und der Stabilisierung des beste-
henden Herrschaftssystems gelten sol-
len. Überdies muß sich die Regierung 
den Vorwurf machen lassen, daß sie, 
wie alle Bundesregierungen seit 
Adenauer, den Rüstungsetat nicht ab-
baut und ihr somit die Mittel für eine 
fortschrittliche Bildungspolitik fehlen.

Der kritische Maßstab, den die Arbei-
terschaft und ihre Gewerkschaften an-
legen müssen, sind gesellschafts- und 
sozialpolitische Reformen, die die 
Bundesregierung auf der Aktivseite; 
ihrer Erfolgsbilanz vorzeigt. Und auch 
hierbei ist das Kriterium die Diffe-
renz zwischen den Forderungen des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes vom 
22. Oktober 1969 und der Politik der 
Bundesregierung.

Zweifellos hat die Regierung Brandt 
in der Außenpolitik Erfolge aufzuwei-
sen. Die Unterzeichnung des Atom-
waffensperrvertrages und des Gewalt-
verzichtsvertrages mit der Regierung 
der Sowjetunion, die Einleitung von 
Verhandlungen zur Normalisierung 
der Beziehungen mit Polen, der CSSR 
und Ungarn sowie die Gespräche in 
Erfurt und Kassel mit der Regierung 
der DDR haben neue Akzente in der 
Ostpolitik gesetzt. Diese Politik ent-
spricht den Vorstellungen, die der 
Deutsche Gewerkschaftsbund in einer 
Erklärung an die Bundesregierung am 
22. Oktober 1969 so formuliert hat: 
„Durch wirksame Beiträge zur inter-
nationalen Entspannung und zur Völ-
kerverständigung" den Frieden zwi-
schen Ost und West sichern. Ein-
schränkend muß man allerdings sa-
gen, daß endgültige Entscheidungen 
zur Ostpolitik trotz lebhafter diplo-
matischer Ttäigkeit noch auf sich war-
ten lassen.

Der DGB sprach damals die Erwartung 
aus, die Regierung Brandt möge „stär-
ker, als es in der Vergangenheit ge-
schehen ist, die Belange der Arbeit-
nehmer — Arbeiter, Angestellte und 
Beamte — berücksichtigen, die mit 
ihren Familien über 80 Prozent der 
Bevölkerung der Bundesrepublik dar-
stellen". Konkret forderte der DGB 
von der Bundesregierung die Beseiti-
gung der einseitig und ungerechten 
Herrschaftsstruktur in der Wirtschaft 
durch Ausweitung der paritätischen 
Mitbestimmung, Verstärkung der Mit-
wirkung und Mitbestimmungsrechte 
der Betriebs- und Personalräte, Ver-
ankerung der gewerkschaftlichen Be- 
tätigungs- und Vertretungsrechte im 
Betrieb und die Verwirklichung der 
Mitbestimmung im gesamtwirtschaft-
lichen Bereich.

Stabilisierung des Preisniveaus, Ver-
bot von vertikalen Preisbindungen 
und der Marktbeherrschung.

Als steuerpolitische Sofortmaßnahme 
verlangte der DGB von der Bundes-
regierung die Wiederanhebung der 
Kilometerpauschale, Verdreifachung 
des Arbeitnehmerfreibetrages und 
weitere Steuerentlastungen für Arbeit-
nehmer in Verbindung mit der gro-
ßen Steuerreform.

Die Gewerkschaften können also den
Tätigkeitsbericht der Regierung
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Rüstung ruiniert die D-Mark

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiiiiiiin Bezeichnung
+ mehr

WGB-Generalrat 
tagte in Moskau

14 Bundeswehr
35 Stationierungstruppen
36 Zivile Verteidigung
60 Bundeshilfe für West-Berlin
60 Devisenausgleich an USA
06 Bundesgrenzschutz
11 Ziviler Ersatzdienst
31 Kernforschung
31 Weltraumforschung

Eine Untersuchung der offenen und versteckten Kosten 
Militärausgaben steigen im Etat am stärksten

21 926,8 
664,4 
398,2

3 110,0 
837,0 
452,5 

67,0 
681,0 
504,1 

28 641,0

desrepublik zweifellos zum Rüstungs-
etat gehört, geht aus amtlichen Erläu-
terungen hervor, in denen z. B. in be-
zug auf die Bundeshilfe für Westber-
lin gesagt wird, daß sie „nach Auf-
fassung der Bundesregierung eben-
falls der Sicherung unserer Freiheit 
dient". Was den Devisenausgleich für 
die USA betrifft, erklärte der Bundes-
finanzminister, die Bundesregierung 
lege „im Interesse der Festigung des 
Bündnisses" großen Wert auf die Sta-
tionierung amerikanischer Truppen in 
Europa.

19 224,0 
605,8 
329,0 

2 750,5
444,8
396,3
64,9 

653,0 
370,0 

24 838,3

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+

Ausgaben, die der Rüstung dienen, 
finden sich auch noch in vielen zivi-
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Es wird für das nächste Regierungs-
jahr darauf ankommen, daß die Ge-
werkschaften nicht nachlassen, die Re- 
aierung in Richtung einer fortschritt-
lichen Wirtschafts- und Sozialpolitik 
zu drängen. Das ist gleichzeitig auch 
der beste Schutz dieser Regierung 
vor den heuchlerischen und demagogi-
schen Angriffen der CDU/CSU und 
eine Stärkung der positiven Kräfte in 
der Regierungskoalition. A. B.
18

Daß die sogenannte Berlinhilfe eben-
so wie der Devisenausgleich für die 
amerikanischen Truppen in der Bun-

Der Entwurf des Bundeshaushaltes 1971 wurde Anfang Oktober nach der 
ersten Lesung dem Haushaltsausschuß des Bundestages zur eingehenden Über-
arbeitung überwiesen. Von dort soll er Anfang Februar 1971 zur zweiten und 
dritten Lesung an das Plenum zurückkommen. Der Entwurf sieht Ausgaben in 
der Höhe von über 100 Milliarden DM vor, das sind 12,1 Prozent mehr als im 
laufenden Etatjahr. Dabei rechnet die Bundesregierung mit einer Steuerein-
nahme von 92,738 Milliarden DM, während die Verwaltungseinnahme auf rund 
4,5 Milliarden DM veranschlagt werden. Die fehlenden rund 3 Milliarden DM 
sollen durch Anleihen aufgebracht werden.

Produktivität der Volkswirtschaft. Die 
Rüstung aber ist nichts anderes als 
eine sinnlose Vergeudung volkswirt-
schaftlicher Werte.

+ 2 702,8
38,6 
69,2 

359,5 
392,2

56,2
2,1 

28,0 
134,1

+ 3 802,7 
oder 15,3 v. H.

Aus dieser Aufstellung wird erkenn-
bar, daß sämtliche neun Etatpositionen 
direkt bzw. indirekt den Rüstungs-
ausgaben zuzurechnen sind. Damit 
machen die Ausgaben für „Verteidi-
gung und Zivilschuz" mit 28,641 Mil-
liarden DM bereits 28,6 Prozent der 
insgesamt vorgesehenen Bundesaus-
gaben im Etat 1971 aus. Sie erhöhen 
sich gegenüber dem Vorjahr um 15,3 
Prozent, also wesentlich stärker als 
der Gesamtetat, der um 12,1 Prozent 
ansteigt.

Als eine charakteristische Erscheinung 
in der Zeit seit dem VII. Weltgewerk-
schaftskongreß bezeichnete Gensous 
die Anbahnung neuer Kontakte zwi-
schen Gewerkschaften kapitalistischer 
Länder, die dem IBFG oder dem CMT 
angehören bzw. autonom sind, und 
den Gewerkschaften sozialistischer 
Länder, die dem WGB angehören. 
Das sei besonders in Europa der Fall. 
Man könne sagen, daß gegenwärtig 
die bedeutenden europäischen Zentra-
len jeder internationalen Zugehörig-
keit direkte zweiseitige Kontakte mit 
den Gewerkschaften der sozialisti-
schen Länder hergestellt haben und 
Delegationen austauschen.

Ausgaben 
1971 1970

in Mill. DM

Es ist immer wieder notwendig, sich 
die unwahrscheinlich hohen Rüstungs-
ausgaben in Erinnerung zu rufen, um 
ein Bild der erdrückenden Belastun-
gen unserer Volkswirtschaft zu ge-
winnen. Nach dem Finanzbericht 1971 
sind in den Jahren 1950 bis 1970 für 
„Verteidigung und Zivilschutz" 
219,596 Milliarden DM verschwendet 
worden. Dazu kommen im Jahre 1971 
für die gleichen Zwecke weitere 22,537 
Milliarden DM. Bei diesen riesigen 
Summen handelt es sich dazu noch um 
amtlich frisierte Zahlen. Die tatsäch-
lichen Rüstungsausgaben sind weit 
höher. Die Ausgaben des Haushalts-
entwurfes für 1971 machen dies deut-
lich:

Mitte Oktober trat im Moskauer Haus j 
der Gewerkschaften der Generalrat 1 
des Weltgewerkschaftsbundes (WGB) i 
zu seiner 20. Sitzung zusammen. Der ' 
Generalrat billigte einstimmig den , 
Beitritt der nationalen Gewerkschafts- | 
zentralen Jordaniens und des Jemen 
als neue Mitglieder des WGB. Der Ge-
neralsekretär des Weltgewerkschafts-
bundes, Pierre Gensous, betonte in 
seiner Rede den ständig wachsenden 
Einfluß dieser größten gewerkschaft-
lichen Weltorganisation. Seien auf 
dem I. Kongreß im Jahre 1945 53 Län-
der mit 67 Millionen Gewerkschaftern 
vertreten gewesen, so habe der VII. 
Kongreß 1969 bereits 153 Millionen 
Mitglieder von Gewerkschaften aus | 
97 Ländern repräsentiert.

Brandt/Scheel nicht ohne erhebliche 
Einschränkungen als eine Erfolgs-
bilanz betrachten. Sicher hat niemand 
erwarten können, daß alle vom DGB 
im Oktober 1969 formulierten For-
derungen an die Bundesregierung 
schon nach einem Jahr erfüllt sein 
könnten. Doch von einer Politik der 
„inneren Reformen", die Willy Brandt 
in seiner Regierungserklärung ver-
sprochen hatte, kann nicht einmal in 
Ansätzen die Rede sein. Bislang deu-
tet nichts darauf hin, daß die Bundes-
regierung Reformen durchsetzen will, 
die die spätkapitalistische Wirtschafts-
und Gesellschaftsform in Frage stellen 
könnten.

In der Debatte des Bundestages zur 
ersten Lesung spielte neben der Stei-
gerung des Etats um 12,1 Prozent die 
Geldentwertung eine besondere Rolle. 
Bemerkenswert war jedoch, daß we-
der die Regierungsparteien noch die 
Oppositionsparteien auf die entschei-
dende Ursache der schleichenden In-
flation, die hohen Rüstungsausgaben, 
eingingen. Es ist nicht der hohe Staats-
verbrauch an sich, der die Währung 
aufweicht — geht man von den drin-
genden Notwendigkeiten aus, Schu-
len, Krankenhäuser, Straßen zu 
bauen, von den fehlenden Mitteln für 
Schulen und Universitäten, für so-
ziale Investitionen, dann reichen die 
100 Milliarden DM im Bundesetat 
nicht einmal aus —, es kommt auf die 
Prioritäten an. Investitionen für die 
Verbesserung der Qualifikationsstruk-
tur und für die Pflege der Gesundheit 
der Bevölkerung, sind volkswirtschaft-
lich sinnvoll, denn sie fördern die

1 j 
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Westdeutsche Bergarbeiter 
mit höchster Leistung

gramm zu geben, das auch für die 
gesellschaftliche Struktur Europas von 
Bedeutung sein soll.

IMB: Solidarität mit Streikenden 
und Unterdrückten

ebenso wie die Arbeiter, die ihre Ar-
beitskraft zur Verfügung stellen.

Streik der 450 000 Automobilarbeiter 
dauert bereits seit dem 15. September 
1970.

■■

—

Eine Hauptforderung J. J. S. Schrei-
bers ist, „den Menschen von der Wirt-
schaft zu befreien", wobei die Be-
freiung von der Wirtschaft die zweite 
Etappe einer Befreiung sei, nachdem 
der Mensch sich schon von der Natur 
befreit habe. Hier liegt eine Mystifi-
zierung der Wirtschaft zu einer anony-
men Macht vor, die davon ablenkt, daß 
die „Wirtschaft" die Produktionsver-
hältnisse sind, in denen die Arbeiter 
in den kapitalistischen Ländern un-
eingeschränkt unter dem Ausbeutungs-
zwang des Kapitals stehen.

So bleibt „Die befreite Gesellschaft" 
im Oberflächlichen stecken, ist sie das, 
was sie sein soll: Wahlpropaganda, 
ideologisches Werkzeug gegen die 
sozialistischen Kräfte in Frankreich 
und Europa. Im Buch wird der ideolo-
gische Bankrott einer Ehe von So- 
zialdemokratismus und Liberalismus 
demonstriert. Wen das interessiert, 
wird es gebrauchen können.

J. Ledwohn

Wer in diesem Buch nach einer 
Analyse der jetzigen gesellschaft-
lichen Strukturen sucht, wird ent-
täuscht. Als radikal-sozialistischer Fa-
den wird im Programm postuliert, 
„Bestrebungen zur Revolution durch 
Gründe für eine Reform zu ersetzen". 
Schreiber beruft sich uneingeschränkt 
auf Galbraith, daß die Technokraten 
die Wirtschaft beherrschten und die 
Kapitaleigentümer nur die finanziellen 
Mittel zur Verfügung stellten, wofür 
sie natürlich bezahlt werden müssen,

J. J. Servan-Schreiber: Die be-
freite Gesellschaft — eine 
Charta für Europa, Verlag Hoff-
mann & Campe, Hamburg.

Eine Hauptthese des Autors ist, „die 
Wirtschaft von der politischen Macht 
zu trennen". Dafür sieht Schreiber 
sein großes Vorbild in der Politik der 
rechten Sozialdemokratie in der Bun-
desrepublik und des Sozialdemokratis- 
mus, der in Schweden praktiziert wird. 
Nun ist aber Schiller Prototyp eines 
Politikers, der „Wirtschaft" und 
„Staat“ immer mehr miteinander ver-
flechten. den staatsmonopolistischen 
Kapitalismus perfektionieren hilft.

Der 2. Weltkrieg hat bekanntlich die 
Reichsmark völlig ruiniert. Die Ko-
sten dieses verbrecherischen Krieges 
haben die werktätigen Menschen be-
zahlen müssen. Die Währungsreform 
1948 führte zum Verlust ihrer Reichs-
mark-Ersparnisse. Mit 40 Mark pro 
Person begann für sie 1948 die DM- 
Zeit, während der Sachbesitz des 
Großbürgertums kaum angetastet 
wurde. Aber schon seit 1950 wurde 
durch eine politisch gefährliche und 
wirtschaftlich zerstörerische Rüstungs-
politik der CDU/CSU-Regierungen der 
Wert der D-Mark ausgehöhlt. Ihre 
Kaufkraft ist inzwischen fast auf die 
Hälfte abgesunken. Will die Bundes-
regierung die Währung ernsthaft sta-
bilisieren, muß sie sich an das halten, 
was der DGB-Bundesvorstand nach 
Unterzeichnung des Gewaltverzichts-
vertrages mit der Sowjetunion gefor-
dert hat: radikalen Abbau der Rü-
stungslasten. sr

Zu den Rüstungsausgaben, eine der 
Hauptursachen des laufenden Verfalls 
unserer Währung, gehören aber auch 
die Milliarden für die — so nennt es 
das Bundesfinanzministerium — „Lei-
stung zur Tilgung der Hypothek des 
verlorenen Krieges und der national-
sozialistischen Gewaltherrschaft". Die 
unter diesem Titel zusammengefaßten 
Ausgaben betragen insgesamt noch 
einmal 13,060 Milliarden DM. Obwohl 
also die Hypotheken zweier verlo-
rener Kriege den Steuerzahler nicht 
unerheblich belasten, frißt die Aufrü-
stung der Bundeswehr für einen mög-
lichen dritten Krieg fast ein Drittel 
der gesamten Staatsausgaben. Aber 
das ist der CDU/CSU noch nicht ein-
mal genug. Der Vorsitzende des Ver-
teidigungsausschusses des Bundesta-
ges, CSU-MdB Dr. Zimmermann, 
wegen seiner Meineidsaffären auch 
unter dem Namen „Old Schwurehand" 
bekannt, verlangt neben einer weite-
ren Erhöhung des Rüstungshaushaltes 
seine absolute Priorität im Bundes-
etat.

In der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft ist nach jüngsten statisti-
schen Daten die Leistung im Steinkoh-
lenbergbau je Mann und Schicht unter 
Tage um durchschnittlich 5,3 Prozent 
im ersten Halbjahr 1970 gegenüber 
dem gleichen Vorjahreszeitraum ge-
stiegen. Die Bergarbeiter in der Bun-
desrepublik stehen mit einer Schicht-
leistung von 3795 kg klar an der 
Spitze.
11/70

„Die befreite Gesellschaft”

In Genf tagte vom 15. bis 17. Oktober 
1970 das Zentralkomitee des Interna-
tionalen Metallarbeiterbundes (IMB) 
unter dem Vorsitz seines Präsidenten 
Otto Brenner. Breiten Raum nahm 
u. a. die Behandlung der gewerk-
schaftlichen Lage in der Automobil-
industrie der USA und der Metall-
industrie der Bundesrepublik ein. In 
einer Entschließung gab das Zentral-
komitee seiner Verbundenheit mit den 
streikenden Arbeitern von General 
Motors Ausdruck und erklärte, daß 
die dem IMB angeschlossenen Ge-
werkschaften alle praktisch möglichen 
Mittel der internationalen Gewerk-
schaftssolidarität einsetzen würden, 
um diesen Kampf zu unterstützen. 
Insbesondere würden sie zu verhin-
dern suchen, daß der General-Motors- 
Konzern seine Produktionsstätten in 
anderen Ländern benutzt, um den 
Streik in den USA auszuhöhlen. Der
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Der Autor, bekannt geworden durch 
das bemerkenswerte Buch „Die ame-
rikanische Herausforderung", stellt 
sich hier mit dem Versuch vor, durch 
„Die befreite Gesellschaft" der eigenen 
radikal-sozialistischen Partei ein Pro-

len Einzelpositionen. So sind Mittel 
für die „NATO-Verteidigung und Aus-
rüstungshilfe" an dritte Länder sowie 
Beiträge für den Zivilhaushalt der 
NATO, ferner für den Ausbau strate-
gischer Straßen, die Flugsicherung 
usw. im Etat versteckt.

Das IMB-Zentralkomitee gedachte der 
Opfer der Unterdrückungsmaßnahmen 
in der Türkei und nahm den Bericht 
eines Vertreters der türkischen Me-
tallgewerkschaft über die Maßnahmen 
des Regimes in Ankara gegen die 
Rechte der Gewerkschaften entgegen. 
Ferner versicherte das Zentralkomitee 
die brasilianischen Metallgewerkschaf- 
len aller nötigen Unterstützung im 
Kampf gegen das dortige Militär-
regime, das das IMB-Büro in Brasilien 
schließen ließ. Nachdrücklich prote-
stierte das Komitee gegen die neuen 
Gewaltmaßnahmen des Franco-Regi-
mes gegenüber der arbeitenden Bevöl-
kerung Spaniens, vor allem gegen die 
kürzliche Erschießung von Bauarbei-
tern, die beantragten Todesurteile 
gegen baskische Arbeiter und die an-
dauernden Folterungen politischer 
Häftlinge.
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Reichsbund und DGBTepminkalender
7. Bundestagung des Reichsbundes fordert Zusammenarbeit

IIIIIIIIIIIIIBIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIItlh

Zu guter Letzt

11/70

nachnchten

Der neugewählte 1. Bundesvorsitzende 
des Reichsbundes, Rudolf Kleine, übte 
harte Kritik an der ungerechten Ein-
kommens- und Vermögensverteilung 
und am unsozialen Steuersystem in 
der Bundesrepublik, das die Reichen 
begünstige und die Armen benach-
teilige. Im Namen der 700 000 Reichs-
bund-Mitglieder forderten die Dele-
gierten Regierung und Parlament auf, 
endlich entscheidende Maßnahmen zu 
treffen, um dem Steigen der Preise 
und Mieten Einhalt zu gebieten.

■ 28. bis 29. November 1970
Internationale theoretische Konfe-
renz des Parteivorstandes der DKP 
in Wuppertal zum Thema „Engels 
und die Arbeiterbewegung heute".

■ 28. bis 29. November 1970
Bundeskonferenz der Jungsoziali-
sten zu Fragen der Berufsbildung 
in Düsseldorf.

■ 31. März 1971
Tarifverträge für die Beschäftigten 
in der chemischen Industrie und 
dem Versicherungsgewerbe künd-
bar.

März 1971
32. Deutsche Arbeiterkonferenz in 
Leipzig.

menarbeit mit diesen beiden Organi-
sationen durchaus im Interesse der 
Gewerkschaften. A. Böpple

Gelungene
Dokumentensammlung

Der von der NACHRICHTEN-Verlags-
GmbH herausgegebene Band „Doku-
mente der Gewerkschaften" hat be-
sonders bei Gewerkschaftern und an-
deren einschlägig Interessierten eine 
gute Aufnahme gefunden, So schrieb 
uns — eine Stimme von mehreren — 
Klaus Linsel von der Landesleitung 
Nordrhein-Westfalen der Gewerkschaft 
Nahrung - Genuß - Gaststätten zu dem 
Buch:

■ 31. Januar 1971
Tarifverträge für die Beschäftigten 
im graphischen Gewerbe kündbar.

■ 14. bis 15. Mai 1971
Außerordentlicher Bundeskongreß 
des DGB zu Fragen der Satzungs-
reform in Düsseldorf.

■ 30. April 1971
Tarifverträge für die Beschäftigten 
des Bauhauptgewerbes und der Be-
kleidungsindustrie kündbar.

■ 28. Februar 1971
Tarifverträge kündbar für die Be-
schäftigten des Einzelhandels, des 
privaten Bankgewerbes und des 
Groß- und Außenhandels ohne die 
Tarifbezirke NRW und Rheinland- 
Rheinhessen.

■ 6. März 1971
Letzter Termin für die Abgabe von 
Anträgen zur Satzungsänderung an 
den außerordentlichen DGB-Bun-
deskongreß in Düsseldorf.

31. Mai 1971
Tarife für die Beschäftigten im 
Steinkohlenbergbau kündbar.

DGB-Vorsitzender Heinz O. Vetter 
auf der „Arbeitnehmerkonferenz“ der 
SPD am 9. Oktober 1970 in Schwein-
furt: „Diese Republik, in der wir le-
ben, ist trotz vieler Unvollkommen-
heiten unsere Republik. Die Arbeit-
nehmer waren die ersten, die sie in 
der Zeit schlimmster Not aus den 
Trümmern der zusammengebrochenen 
Diktatur aufbauten.'

Wieso „unsere“ Republik? Die Pro-
duktionsmittel, die Wohnhauskom-
plexe und Grundstücke gehören einer 
winzig kleinen Schicht. Schon 1960 be-
saßen 1,7 Prozent der Bevölkerung 
70 Prozent des produktiv genutzten 
Vermögens.
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In dem beschlossenen neuen sozial-
politischen Programm des Reichsbun-
des wird für die Rentenversicherung 
“>eben der Einführung einer flexiblen 
Altersgrenze das Recht für Schwer-
beschädigte und weibliche Arbeitneh-
mer, ab dem 60. Lebensjahr Alters-
ruhegeld zu beziehen, gefordert. Da-
neben sollen die Sozialrenten durch 
entsprechende Verbesserung der Ren- 
lenberechnung um 20 Prozent aufge-
bessert werden. Gleich den Gewerk-
schaftsforderungen verlangt das 
Reichsbund-Programm die Erhöhung 
der Unfallrenten für den 100-Prozent- 
Unfallbeschädigten von 662/.3 auf 75 
Prozent. zur Wirtschafts- 

jinen monatlich 
lags-GmbH.

Josef Ledwohn, Essen; Heinz 
inslaken: Heinz Seeger, Fried-

„Diese Edition ist gut gelungen, und 
es ist wichtig genug, in knapper, aber 
handlicher Form stets das zur Hand 
zu haben, was ansonsten immer erst 
in vielen Schriften herausgebuddelt 
werden muß. Schnell das Wichtigste 
an gewerkschaftlicher Programmatik 
nachlesen zu können, ist das unbe-
streitbare Verdienst dieser Broschüre. 
Leider hat sich aber eine Fehlinforma-
tion eingeschlichen, was zwar nicht 
den Wert mindert, von Nörglern aber 
ins Feld geführt werden könnte. Denn 
es stimmt einfach nicht, daß das DGB- 
Programm für die Arbeitnehmerinnen 
noch nicht veröffentlicht wurde. Zur 
Information deshalb ein Exemplar an-
bei.“

Zwischen dem Reichsbund und dem 
Verband der Kriegsbeschädigten, 
Kriegshinterbliebenen und Sozial-
rentner (VdK) sollen in Kürze Ver-
einigungsverhandlungen aufgenom-
men werden. Sollten diese Verhand-
lungen zum Erfolg führen, wurde eine 
Organisation mit 2 Millionen Mitglie-
dern geschaffen, die neben den Ge-
werkschaften die stärkste organisierte 
Kraft für den sozialen Fortschritt und 
eine friedliche Entwicklung sein wür-
de. Doch unabhängig vom Ergebnis 
der Verhandlungen zwischen VdK und 
Reichsbund liegt eine engere Zusam-

Die NACHRICHTEN 
Kommentare z 
tik — erschei 
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„Der Bundesvorstand wird aufgefor-
dert, Vorschläge zu unterbreiten für 
die verstärkte Zusammenarbeit mit 
der DAG, dem DGB und allen ande-
ren gewerkschaftlichen Verbänden, 
besonders für die Mitbestimmung und 
die Entwicklung des Sozialversiche-
rungswesens und seiner Selbstverwal-
tung." Dieser Antrag wurde von den 
Delegierten der 7. Bundestagung des 
Reichsbundes der Kriegs- und Zivil-
beschädigten, Sozialrentner und 
Hinterbliebenen beschlossen und als 
Material dem neugewählten Bundes-
vorstand des Reichsbundes für seine 
Arbeit überwiesen. Doch nicht nur 
dieser Antrag, auch die Vorstellun-
gen und Forderungen zur Sozialpoli-
tik und sozialpolitischen Situation in 
der Bundesrepublik zeigten eine weit-
gehende Übereinstimmung mit den 
Ansichten der Gewerkschaften.

Informationen und 
und Sozlalpoll- 
ln der NACH-


